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Teil I:  Grundlagen 
 

1.  Räumlicher Geltungsbereich des Bebauungsplanes 

1. 1. Lage, Abgrenzung und Größe 

 

Das Plangebiet befindet sich in innenstadtnaher Lage im Nordosten des Stadtteils Chem-

nitz-Zentrum. Die Fläche war Teil des Chemnitzer Hauptbahnhofs und diente der Abferti-

gung und Lagerung von Gütern (ehemaliger Produktenbahnhof). Durch Veränderungen der 

wirtschaftlichen und logistischen Abläufe sowie der Verlagerung von Transporten auf die 

Straße ist das Gelände seit vielen Jahren weitgehend ungenutzt. 

 

Das Plangebiet wird folgendermaßen begrenzt: 

- im Osten von der Dresdner Straße (B 173), 

- im Norden von der August-Bebel-Straße (B 107), 

- im Westen von Bahnanlagen (Strecke 6258 Dresden – Werdau, 

- im Süden und Westen vom Eisenbahnbetriebshof des VMS. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst eine Fläche von ca. 7,4 ha. 

 

 

1. 2. Geltungsbereich des Bebauungsplans 

 

Das Plangebiet des Bebauungsplanes umfasst die Flurstücke 1160/10, 1160/13, 1160/14, 

1160/36, 1160/37, 1160/38, 1160/39, 1160/42, 1160/64, 1160/65 (Teilfläche), 1160/75, 

1160/76, 2070/1, 2070/2, 2072/1, 2072/2, 2072/3, 2072d der Gemarkung Chemnitz.  

Der Planungs- und Verkehrsausschuss hatte in seiner Sitzung am 29.10.1996 die Aufstel-

lung des Bebauungsplanes Nr. 96/21 beschlossen (Beschluss-Nr. B-648/96).  

Der Planungs-, Bau- und Umweltausschuss hat den Aufstellungsbeschlusses des Bebau-

ungsplans Nr. 96/21 „Südlich der August-Bebel-Straße“ am 16.09.2014 (Beschluss-Nr. B-

279/2014) neu gefasst. Dabei wurde der räumliche Geltungsbereich um die nicht planungs-

bedürftigen Flächen (Dresdner Straße und nicht freigestellte Bahnbetriebsflächen) reduziert.  

Westlich angrenzend an das Plangebiet wurde im Rahmen eines Planfeststellungsverfah-

rens der Eisenbahnbetriebshof des VMS entwickelt. Daraus resultiert eine weitere Reduzie-

rung des Geltungsbereichs des Bebauungsplans im nordwestlichen Bereich. Die Bezeich-

nung des Bebauungsplans wird umbenannt in „Gewerbegebiet Dresdner Straße“. 



1. 3. Geländeverhältnisse, Topographie  

 

Das Plangebiet ist topografisch zweigeteilt. Der größere Teil der Fläche, der ehemalige Pro-

duktenbahnhof ist relativ eben und befindet sich auf einer Höhe von ca. 305 m ü. HN.  

Der kleinere östliche Teil des Plangebietes liegt unmittelbar an der Dresdner Straße und 

steigt aus Richtung Thomas-Mann-Platz stadtwärts an. Das Bahngelände liegt bis zu 3 m 

unter dem Straßenniveau der Dresdner Straße. 

 

 

1. 4. Derzeitige Nutzungsstruktur des Bebauungsplangebietes 

 

Das Plangebiet stellt zu großen Teilen eine innerstädtische Brachfläche dar. Auf der Fläche 

des ehemaligen Produktenbahnhofs befinden sich stillgelegte, teils denkmalgeschützte Gü-

terschuppen und Rampen des Bahnhofs Chemnitz Hbf, die für den Eisenbahnbetrieb nicht 

mehr benötigt werden. Es sind vereinzelt kleinere Gewerbebetriebe vorhanden.  

An der Dresdner Straße haben sich im nördlichen Bereich Gewerbebetriebe angesiedelt, die 

Autohandel und -reparatur betreiben. Auf den Grundstücken im südlichen Bereich befindet 

sich leerstehende, ruinöse Bausubstanz. 

Eine eingeschränkte Straßenzufahrt (nur Rechtsabbiegen) zum Bahngelände besteht nur im 

Bereich des Thomas-Mann-Platzes. Die Grundstücke an der Dresdner Straße sind über 

Grundstückszufahrten von der Dresdner Straße aus erschlossen. 

Die unmittelbar am Thomas-Mann-Platz gelegene städtische Fläche (Flurstück 2073/3), die 

im Rahmen der beschlossenen Grünpflegekonzeption B-178/2009 nicht als öffentliche Grün-

fläche entwickelt werden soll, wurde aus dem Geltungsbereich herausgenommen. 

 

 

1. 5. Nutzungsstruktur in der Umgebung 

 

Östlich des Plangebietes grenzen jenseits der Dresdner Straße die gründerzeitlichen Block-

randbebauungen des Quartiers Sonnenberg mit überwiegender Wohnnutzung an.  

Nördlich von August-Bebel-Straße/Thomas-Mann-Platz befinden sich das Einkaufszentrum 

„Sachsenallee“ und ein Autohaus mit Werkstatt. Das westliche Umfeld ist geprägt durch den 

Hauptbahnhof mit seinen Gleis- und Betriebsanlagen. 

Das Plangebiet ist im Osten (Dresdner Straße B 173) und im Norden (August-Bebel-Straße 

B 107) von zwei Bundesstraßen sowie im Westen durch die Bahnstrecke 6258 Dresden – 

Werdau umgeben. Damit ist mit erhöhten Lärmeinwirkungen durch Verkehrslärm zu rech-

nen. 

 

 



1. 6. Besitz- und Eigentumsverhältnisse 

 

Von der Bundesrepublik Deutschland (Bundeseisenbahnvermögen) wurden durch die Stadt 

Chemnitz die Flurstücke 1160/36, 1160/37, 1160/38, 1160/39, 1160/42 und 2072/1 der Ge-

markung Chemnitz erworben. Die Flurstücke 1160/65, 1160/75 und 1160/76 der Gemarkung 

Chemnitz wurden von der DB Netz AG erworben. Die Freistellung dieser Flächen von Bahn-

betriebszwecken gemäß § 23 AEG soll bis zum Satzungsbeschluss vorliegen. Eine Teilflä-

che von 528 m² aus dem Flurstück 1160/65 wurde an den VMS veräußert. 

Keine Freistellung erfolgt für das Flurstück 1160/64. Die Trafostation bleibt als betriebsnot-

wendige Anlage weiterhin bahngewidmet. Das Freistellungshemmnis für die Zufahrt zur Tra-

fostation wird dadurch aufgehoben, dass die Zufahrt als öffentliche Verkehrsfläche gewidmet 

wird (Schreiben der Deutsche Bahn AG vom 04.04.2017). Voraussichtlich soll 2018 ein 

Rückbau der Trafostation erfolgen. Damit wäre das Freistellungshemmnis aufgehoben. 

Die Flurstücke 2070/1, 2070/2, 2072d, 2072/2 und 2072/3 im Bereich Dresdner Straße sind 

in Privateigentum. 

 

 

1. 7. Altlasten, Baugrund 

 

Die Flurstücke 1160/35 (neu 1160/65), 1160/42 und 2072/1 der Gemarkung Chemnitz sind 

im Sächsischen Altlastenkataster (SALKA) als Altlastenverdachtsflächen gemäß § 2 Abs. 6 

Bundes-Bodenschutzgesetz (BBodSchG) vom 17.03.1998 i. V. m. § 3 Abs. 1 Bundes-

Bodenschutz und Altlastenverordnung (BBodSchV) vom 12. Juli 1999 erfasst. Die Flurstü-

cke werden dem Altstandort „Hauptbahnhof C 5“ zugeordnet. 

 

Im Auftrag der Deutschen Bahn AG wurden auf dem Altstandort in den Jahren 1998 bis 

1999 eine Historische Erkundung, eine Orientierende Untersuchung und eine Detailuntersu-

chung durchgeführt. Die Berichte dazu liegen dem Umweltamt Chemnitz vor. 

Im Ergebnis dieser Untersuchungen wurden auf den vorgenannten Flurstücken 3 Bereiche 

mit einem Altlastverdacht ermittelt. Die Altlastenverdachtsflächen werden alle unter BELAS-

SEN im SALKA geführt. Das heißt, dass bei derzeitiger Nutzung keine Gefahren bestehen. 

Bei möglicher Änderung der Nutzungs- und/oder der Expositionsbedingungen können aber 

Gefahren auftreten. Bei Eintritt veränderter Bedingungen ist eine Neubewertung erforderlich. 

Die Zusammenstellung der altlastenrelevanten Bereiche (TF) einschließlich Angabe von 

deren Lage (Flurstück), Bearbeitungsstand und der daraus resultierende Handlungsbedarf 

erfolgt in nachfolgender Tabelle.  

Bei der Beurteilung der Altlastensituation wird von einer weiteren gewerblichen/industriellen 

Nutzung ausgegangen. Diese Annahme stellt eine entscheidende Grundlage für den Um-



fang ggf. weiterer erforderlicher Maßnahmen zur Altlastenbehandlung dar. Eine sensiblere 

Nutzung verlangt einen deutlich veränderten und erweiterten Handlungsbedarf. 

 
Altlastenrelevante Bereiche  Erkundungsstand Handlungsbedarf 

33-106 Gleise 36-39 
FS 1160/20* und  
1160/35 (neu 1160/65) 
Güterschuppen/ Umschlagplatz 
für Öle, Farben, Chemikalien 

Orientierende Untersuchung ab-
geschlossen 
- keine signifikanten Bodenkon-
taminationen 

Belassen 
 

33-116/5 
FS 2072/1 
Fahrzeugwaschplatz mit LFA 

 

Detailuntersuchung abgeschlos-
sen 
- punktuelle MKW-Belastung aus 
Voruntersuchung nicht bestätigt 

Belassen 
 

33-116/6 
FS 1160/12 (neu 1160/42) 
Sammel- und Aufbereitungsplatz 
für Abfälle 

Orientierende Untersuchung ab-
geschlossen 
- keine signifikanten Bodenkon-
taminationen 

Belassen 
 

* FS 1160/20 liegt außerhalb des Plangebietes 

 

Der Boden im gesamten Plangebiet entspricht nicht mehr seinem ursprünglichen Zustand, 

da die natürlichen Bodenverhältnisse durch anthropogene Nutzung und Flächeninanspruch-

nahme mehr oder weniger stark verändert sind. Im Plangebiet dominieren dementsprechend 

anthropogen überprägte Bodenformen. In Anbetracht der vorhandenen anthropogenen 

Überprägung des Plangebietes sind naturnahe Böden, die durch ungestört ablaufende Bo-

denbildungsprozesse gekennzeichnet sind, kaum vorhanden. 

Bei Eingriffen in den Boden ist das freigelegte Material nicht uneingeschränkt im Sinne der 

Bestimmungen des KrWG zu verwerten. Während der Tiefbaumaßnahmen ist die gutachter-

liche und messtechnische Begleitung durch ein autorisiertes Ingenieurbüro erforderlich, um 

belasteten Bodenaushub von unbelastetem zu trennen und die Entsorgung des belasteten 

Bodenaushubes entsprechend den gesetzlichen Regelungen und Vorschriften zu gewähr-

leisten. Altlastenbezogene Beprobungen sind im Rahmen der Baugrunduntersuchungen in 

den altlastenrelevanten Bereichen sinnvoll. 

 

Folgende Festlegungen sind einzuhalten: 

1. Die im Rahmen des Bauvorhabens ausgekofferten Aushübe z. B. aus Fundamentgrün-

dung /Medientrassierung sind gemäß Kreislaufwirtschaftsgesetz (KrWG) ordnungsgemäß 

zu verwerten bzw. zu entsorgen. 

2. Bei Auffinden bisher noch nicht bekannter Schadstoffbelastungen im Untergrund ist das 

Umweltamt der Stadt Chemnitz durch die Bauherren umgehend zu informieren. Die An-

zeigepflicht ergibt sich aus § 10 (2) SächsABG. 

 



Durch die Stadt Chemnitz wurde eine Baugrundvoruntersuchung in Auftrag gegeben. Der 

Ergebnisbericht des Ingenieurbüros Eckert GmbH, Chemnitz liegt mit Stand 21.06.2015 vor. 

Neben der Bewertung der altlastenrelevanten Bereiche wurde eine Baugrunderkundung 

beauftragt. Als grundlegende Zielstellungen galten die Ermittlung der geologischen und hyd-

rogeologischen Situation, Feststellung der wesentlichen vorhabenrelevanten ingenieurgeo-

logischen Verhältnisse des Standortes sowie Herausstellung von für die Erschließung des 

Areals bauplanungsseitig kostenrelevanten Besonderheiten. 

 

Das Plangebiet befindet sich regionalgeologisch innerhalb des Chemnitzer Beckens. Der 

geologische Untergrund wird stratigrafisch dem Unterrotliegenden zugeordnet. Es werden 

Sedimentgesteine der Leukersdorf-Formation erwartet. Diese bestehen aus Ton-

/Schluffsteinen mit Sandstein- und Konglomerat-Einschaltungen. Aus ingenieurgeologischer 

Sucht stellen die Rotliegendsedimentgesteine Halbfestgesteine dar. An ihrer Oberfläche 

sind diese verwittert bis zersetzt und liegen als Lockergesteine vor. Die Verwitterungspro-

dukte werden von pleistozänen Lößlehmen überlagert. 

Bedingt durch die mehrheitlich im Zeitraum 1865 – 1870 errichteten Bahnanlagen wurde das 

Areal stark anthropogen überprägt. Zur Herstellung einer für den Bahnbetrieb geeigneten 

Ebene erfolgten im Osten bis Südosten Geländeabträge. Nach Westen wurden zunehmend 

höher werdende Geländeaufträge getätigt, die im Nordwesten an den Bahnbrücken August-

Bebel-Straße Schütthöhen bis 6 m erreichen. 

 

Für die altlastenrelevanten Bereiche wurden keine Gefährdungspotenziale für Schutzgüter 

festgestellt. Der Handlungsbedarf wurde mit Belassen in der Verdachtsfallerfassung einge-

stuft. Bei tiefbautechnischen Eingriffen ist mit Einschränkungen bei der Verwertung der Aus-

hubmaterialien zu rechnen. Eine fachtechnische Begleitung der Arbeiten wird empfohlen.  

 

Die Erkundung beinhaltete im gesamten Plangebiet eine organoleptische Bemusterung der 

ausgebrachten Bodenproben sowie deren Archivierung als Rückstellproben für ein Jahr. Aus 

den Ergebnissen der durchgeführten geotechnischen Voruntersuchung lässt sich kein konk-

ret begründeter Anfangsverdacht auf Vorlage schädlicher Bodenveränderungen bzw. Altlas-

ten nach BBodSchG – BBodSchV ableiten. Die sich aus den beteiligten Substraten erge-

benden Bewertungen bedingen keinen weiterführenden Handlungsbedarf. 

 

Für die Teilfläche TF 009 – Güterbahnhof/Fahrzeugwaschplatz „33-116/5“ (FS 2072/) der 

Altlastenverdachtsfläche „Altstandort Hauptbahnhof 5 C“ (SALKA – Registratur, Altlasten-

kennziffer 61240789) besteht gemäß Schreiben der oberen Bodenschutzbehörde der Lan-

desdirektion Sachsen weiterer Prüfbedarf. Zur Ermittlung der flächen- und tiefenmäßigen 

Ausdehnung der Altlast hat G.U.B. ein entsprechendes Erkundungsprogramm aufgestellt. 



Ziel ist die Erfassung der mit MKW und PAK belasteten Massen und die Belastungshöhe, 

die Festlegung des Entsorgungsweges, die Ermittlung der Abbruch- u. Rückverfüllungsmen-

gen und die dafür anfallenden Kosten. Die Erkundung wurde durchgeführt, das Verwer-

tungskonzept wurde erstellt und in der Entwurfsplanung berücksichtigt. Mit Bodenabtrag/-

rückbau im Rahmen der Geländeregulierung wird der Z 2 - belastete Bereich beseitigt, die 

Altlastenverdachtsfläche kann dann, nach Abschluss der erforderlichen Sanierung (vollstän-

dige Dekontamination) der TF 09, aus dem Altlastenkataster entfernt werden – die Ent-

scheidung darüber trifft die obere Umweltbehörde der Landesdirektion Sachsen. 

 

Die Nutzung des Plangebietes als Gewerbegebiet ist bei den vorgefundenen Baugrundver-

hältnissen möglich, erfordert aber zumindest in Teilbereichen Mehraufwendungen. 

Den obersten natürlich gebildeten Baugrundhorizont stellen bindige pleistozäne Sedimente 

dar, welche von Hanglehm, Lößlehm, Auelehm und Terrassenlehm in wechselnden Verbrei-

tungen sowie Mächtigkeiten gebildet werden. Die Konsistenz der bindigen Böden wechselt 

zwischen breiig, weich, steif und halbfest, wobei nur halbfeste Böden eine genügende Trag-

fähigkeit aufweisen. Die Auffüllungen sind in Abhängigkeit vom vorliegenden Substrat erheb-

lich different tragfähig und streuen zwischen unzureichend bis gut.  

Sowohl der gewachsene Boden als auch die Auffüllungen genügen nur teilweise den Trag-

fähigkeitsansprüchen für die verkehrs- und medientechnische Erschließung sowie für die 

Errichtung von Hochbauten. Deshalb sind abschnittsweise Mehraufwendungen zur Herstel-

lung eines stabilen Baugrundes erforderlich. 

 

 

1. 8. Plangrundlage 

 

Die Darstellung des Plangebietes und der Umgebung wurde aus der Automatisierten Lie-

genschaftskarte (ALK) der Stadt Chemnitz Stand 08/2018 übernommen. Die liegenschafts-

rechtliche Grundlage bildet die im Vermessungsamt geführte Flurkarte der Stadt Chemnitz. 

Die Vermessung des Plangebietes wurde in Auftrag gegeben. 

 

 

1. 9. Verfahren 

 

Der Bebauungsplan wird im zweistufigen Regelverfahren aufgestellt. Der Grünordnungsplan 

ist integrierter Bestandteil des Bebauungsplans.  

Für die Belange des Umweltschutzes nach § 1 (6) Nr. 7 und § 1a BauGB wird eine Umwelt-

prüfung durchgeführt, in der die voraussichtlich erheblichen Umweltauswirkungen ermittelt 

und in einem Umweltbericht beschrieben und bewertet werden. 



Der Flächennutzungsplan wurde im Bereich des Plangebietes geändert. Die 40. Änderung 

des Flächennutzungsplans ist seit dem 17.08.2016 wirksam.  

 

Durch das Tiefbauamt der Stadt Chemnitz wurde die verkehrstechnische Erschließung des 

Plangebietes an die ITP Ingenieurbüro Tiefbauplanung GmbH, Lichtenstein vergeben.  

Die Vorzugslösung (Stand 23.03.2017), die Anlage einer Stichstraße mit Gebietszufahrt von 

der Dresdner Straße aus, wird Grundlage des Bebauungsplans. 



2.  Höherrangige und überörtliche Planungen 

2. 1. Raumordnung, Landes- und Regionalplanung 

 

Für Bebauungsplanverfahren besteht eine Anpassungspflicht an die Ziele der Raumordnung 

und Landesplanung. Diese Ziele sind im Landesentwicklungsplan Sachsen vom 

14.08.2013 (LEP 2013) verankert. Der LEP 2013 ist mit der Verkündung im Sächsischen 

Gesetz- und Verordnungsblatt am 31.08.2013 in Kraft getreten.  

 

Nachhaltige Raumentwicklung des Freistaates Sachsen gemäß LEP 2013: 

Effiziente Flächennutzung und Reduzierung der Flächenneuinanspruchnahme 

Die Reduzierung der Flächenneuinanspruchnahme und eine wirtschaftlich effiziente Flä-

chennutzung ist eine wichtige Aufgabe der weiteren Entwicklung des Freistaates Sachsen. 

Dazu werden drei Strategien verfolgt: Vermeiden (Aktiver Freiflächenschutz und flächenspa-

rendes Bauen), Mobilisieren (Aktivierung von Baulücken, Entsiegelung im Bestand) und Re-

vitalisieren (Revitalisierung/Rekultivierung von Brachflächen und Stadtumbau). 

Sicherung der räumlichen Rahmenbedingungen für die Wirtschaft 

Zu den erforderlichen Standort- und Rahmenbedingungen gehören vor allem, ausreichende 

Flächenangebote zur Sicherung von Wirtschaftsstandorten und neuen Entwicklungsoptionen 

für Wirtschaft und Wissenschaft zu schaffen. 

 

Folgende Grundsätze und Ziele des LEP sind für die Planung maßgebend: 

G 2.2.1.1 Die Neuinanspruchnahme von Freiflächen für Siedlungs- und Verkehrszwecke soll 

in allen Teilräumen Sachsens vermindert werden. 

Z 2.2.1.7 Brachliegende und brachfallende Bauflächen, insbesondere Gewerbe-, Industrie-, 

Militär- und Verkehrsbrachen sowie nicht mehr nutzbare Anlagen der Landwirtschaft, sind zu 

beplanen und die Flächen wieder einer baulichen Nutzung zuzuführen, wenn die Marktfä-

higkeit des Standortes gegeben ist und den Flächen keine siedlungsklimatische Funktion 

zukommt.  

Z 2.2.1.10 Die Siedlungsentwicklung ist auf die Verknüpfungspunkte des ÖPNV zu konzent-

rieren. 

G 2.3.1.1 Die räumlichen und infrastrukturellen Voraussetzungen für eine nachfrageorien-

tierte Entwicklung attraktiver Industrie- und Gewerbestandorte sollen geschaffen werden und 

zur Ansiedlung neuer sowie zur Erhaltung, Erweiterung oder Umstrukturierung bestehender 

Industrie- und Gewerbebetriebe beitragen. 

Das Planvorhaben zur Wiedernutzung einer innerstädtischen Verkehrsbrache in der Nähe 

einer ÖPNV-Schnittstelle wird den Zielen und Grundsätzen des LEP 2013 bezüglich der 

Maßgaben zum Siedlungswesen und zur gewerblichen Wirtschaft vollumfänglich gerecht.  

Die Stadt Chemnitz gehört zum Planungsverband Region Chemnitz, am 01.08.2008 her-



vorgegangen aus dem Zusammenschluss der Regionen „Südwestsachsen“ und der um den 

ehemaligen Landkreis Döbeln erweiterten Region „Chemnitz – Erzgebirge“. Für das Plange-

biet ist der seit 31.07.2008 rechtskräftige Regionalplan Chemnitz-Erzgebirge relevant.  

Der Planbereich liegt innerhalb der Siedlungsflächen des Stadtgebietes Chemnitz. Es be-

stehen keine regionalplanerischen Restriktionen für den Standort. 

Entsprechend Grundsatz G 5.1.1 sollen zur Sicherung der Standortvoraussetzungen für die 

Entfaltung von Industrie und Gewerbe in allen Teilen der Region die in den Gemeinden vor-

handenen erschlossenen Flächenpotenziale und aktivierbaren Brachen umfassend und im 

interkommunalen Zusammenwirken genutzt werden.  

 

Auszug Karte 2 Raumnutzung - Regionalplan Chemnitz-Erzgebirge 2008  

 

Gegenwärtig erfolgt die Neuaufstellung des Regionalplans für die Region Chemnitz. Der 

Entwurf des Regionalplans Region Chemnitz Stand 15.12.2015 war im März/ April 2016 im 

Beteiligungsverfahren. Eine erneute Auslegung ist 2018 vorgesehen  



2. 2. Flächennutzungsplan 

 

Der Flächennutzungsplan der Stadt Chemnitz (Änderungsdatum 20.09.2001) ist genehmigt 

und seit dem 24.10.2001 wirksam. Die aktuelle Fassung enthält alle wirksamen Ergänzun-

gen und Änderungen sowie Berichtigungen. 

 

Der Flächennutzungsplan wurde im Bereich des Plangebietes geändert. Die bisher im Flä-

chennutzungsplan der Stadt Chemnitz als Flächen für Bahnanlagen und als sonstige be-

deutsame Grünfläche dargestellten Flächen sind nunmehr als gewerbliche Bauflächen dar-

gestellt. Die 40. Änderung des Flächennutzungsplans ist seit dem 17.08.2016 wirksam.  

Damit kann der Bebauungsplan „Gewerbegebiet Dresdner Straße“ gemäß § 8 (2) BauGB 

aus dem Flächennutzungsplan entwickelt werden. 

 

 

2. 3. Fachplanungen 

 

Westlich angrenzend an das Plangebiet wurde im Rahmen eines Planfeststellungsverfah-

rens der Eisenbahnbetriebshof des VMS entwickelt. Daraus resultiert eine Reduzierung des 

Geltungsbereichs des Bebauungsplans im nordwestlichen Bereich. 

 

Im Bereich der August-Bebel-Straße werden Flächen für den Ausbau des Chemnitzer Mo-

dells Stufe 3 freigehalten. Die Darstellung von Flächen die von der Bebauung freizuhalten 

sind, soll die spätere Realisierung des Vorhabens sichern. 

 

Die Planung zum Ausbau des Inneren Stadtrings Bebauungsplan B-92/89 „Innerer Stadtring 

zwischen Zwickauer Straße/Thomas-Mann-Platz“, die das Plangebiet an seinen nördlichen 

und östlichen Rändern teilweise überlagert, wurde nicht weitergeführt.  

 

Der Stadtrat hat am 17.12.2014 den Städtebaulichen Rahmenplan „Sonnenberg-Nord“ be-

schlossen. Mit dem städtebaulichen Rahmenplan wurden die Entwicklungs- und Gestal-

tungsziele für den Stadtraum nördlicher Sonnenberg hinreichend konkretisiert, so dass da-

mit Leitlinien für künftige Entscheidungen zu konkreten Bauleitplanungen, Baumaßnahmen 

und Förderprogrammen im Zeitraum bis 2030 vorgegeben sind. 



3.  Ziele und Zwecke des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes 

3. 1. Planungsanlass und -erfordernis 

 

Der Planungs- und Verkehrsausschuss hatte in seiner Sitzung am 29.10.1996 die Aufstel-

lung des Bebauungsplanes Nr. 96/21 „Produktenbahnhof“ beschlossen (Beschluss-Nr. B-

648/96). Planungsziele waren damals die Erschließung und Entwicklung der ehemaligen 

Bahnflächen und die Ausweisung als Mischgebiet, Gewerbegebiet und sonstiges Sonderge-

biet für Kultur, Freizeit und Sport. Das Planverfahren ruhte seit dem Aufstellungsbeschluss.  

 

Der Stadtrat hat am 21.05.2014 beschlossen, zum Zwecke der Entwicklung neuer innerstäd-

tischer kommunaler Gewerbeflächen, Grundstücke des ehemaligen Produktenbahnhofs von 

der DB Netz AG und der Bundesrepublik Deutschland zu erwerben (Beschluss-Nr. B-

097/2014). Bei der daraus resultierenden Neufassung des Aufstellungsbeschlusses vom 

16.09.2014 (Beschluss-Nr. B-279/2014) wurde der räumliche Geltungsbereich des Bebau-

ungsplans um die nicht planungsbedürftigen Flächen (Dresdner Straße und nicht freigestell-

te Bahnbetriebsflächen) reduziert. Mit der Fortsetzung des Planverfahrens wurde der Be-

bauungsplan in B-96/21 „Südlich der August-Bebel-Straße“ umbenannt, da von dieser 

Standortangabe eine bessere Anstoßwirkung als von der kaum bekannten Bezeichnung 

Produktenbahnhof erwartet wird. 

Im Ergebnis der Untersuchung zur Verkehrserschließung, die die Zufahrt über die Dresdner 

Straße vorsieht, wird der Bebauungsplan in „Gewerbegebiet Dresdner Straße“ umbenannt. 

Damit wird der Bezug zur Erreichbarkeit des Gebietes hergestellt. 

Das Ziel des Bebauungsplans Nr. 96/21 ist die städtebauliche Ordnung des Plangebietes.  

Nach der Freistellung von Bahnbetriebszwecken und der Überführung der Grundstücke in 

das Eigentum der Stadt Chemnitz bietet sich hier die Möglichkeit, diese innerstädtische 

Brachfläche des ehemaligen Produktenbahnhofs als Potenzial für die Entwicklung neuer 

kommunaler Gewerbegebietsflächen für mittelständisches Gewerbe und Handwerk einer 

Nachfolgenutzung zuzuführen. Die Umsetzung der Planung dient somit der Gewährleistung 

einer weiterhin positiven Entwicklung des Sektors Gewerbe und Handwerk, der Reduzierung 

der Flächeninanspruchnahme bisheriger Außenbereichsflächen und der Attraktivitätssteige-

rung des Standortes am Übergang von der Innenstadt zum Stadtteil Sonnenberg.  

Das Plangebiet befindet sich außerhalb der im Einzelhandels- und Zentrenkonzept der Stadt 

Chemnitz (B-261/2016 vom 07.12.2016) räumlich abgegrenzten, städtebaulich schutzwürdi-

gen zentralen Versorgungsbereiche als Investitionsvorranggebiete des Einzelhandels. Um 

negative Auswirkungen auf den zentralen Versorgungsbereich Innenstadt und das angren-

zende Einkaufszentrum „Sachsenallee“ zu vermeiden, wurden Regelungen zur Steuerung 

des Einzelhandels im Geltungsbereich dieses Bebauungsplans getroffen werden. 



3. 2. Variantenuntersuchung zur Standorterschließung 

 

Im Rahmen des Vorentwurfs des Bebauungsplans vom 27.02.2015 wurden grundsätzliche 

Varianten zur Verkehrserschließung untersucht. 

- Variante 1: Verbindung zwischen August-Bebel-Straße und Dresdner Straße, 

- Variante 2: Stichstraße ausgehend von der Dresdner Straße, 

- Variante 3: Stichstraße ausgehend von der August-Bebel-Straße. 

Ziel war die Erschließung des Gebietes mit der Möglichkeit zu kleinteiliger Parzellierung bei 

Vermeidung von Durchgangsverkehr zwischen August-Bebel-Straße und Dresdner Straße. 

 

Im Vorentwurf wurde als Vorzugsvariante eine Straßenanbindung an die August-Bebel-

Straße (Bereich Ampelkreuzung Hilbersdorfer Straße) und die Dresdner Straße mit Aus- und 

Einfahrtmöglichkeiten stadtein- und stadtauswärts vorgesehen, um eine ungehinderte Zu-

fahrt aus allen Richtungen zu gewährleisten. Durch verkehrsorganisatorische Maßnahmen 

sollte der Durchfahrtsverkehr (Abkürzung von der August-Bebel-Straße zur Dresdner Stra-

ße) über das Plangebiet ausgeschlossen werden. 

Die Anbindung an die Dresdner Straße erfolgt im Bereich der langgezogenen Kurve. Hier ist 

eine Anbindung sowohl von der topografischen Situation als auch von den Sichtverhältnis-

sen im Bereich der künftigen Einmündung möglich. 

Ausgehend von den öffentlichen Straßen kann eine weitere, kleinteiligere Gliederung des 

Gebietes durch private oder öffentliche Verkehrsflächen erfolgen. 

Die Planungen zum Eisenbahnbetriebshof des VMS wurden berücksichtigt. Es besteht eine 

Betriebsausfahrt in Höhe Lessingstraße auf die Dresdner Straße. Darüber hinaus wurde 

eine Anbindung des Betriebshofes an die geplante Erschließungsstraße vorgesehen. 

 

Durch das Tiefbauamt der Stadt Chemnitz wurde die verkehrstechnische Erschließung des 

Plangebietes an die ITP Ingenieurbüro Tiefbauplanung GmbH, Lichtenstein vergeben.  

 

Im Rahmen der weiteren Betrachtung wurde die Straßenverbindung zwischen August-

Bebel-Straße und Dresdner Straße zur Vermeidung von Durchgangsverkehr ausgeschlos-

sen. Die Gebietszufahrt von der August-Bebel-Straße ist zudem problematisch, weil die Auf-

nahme weiterer Verkehrsströme im Bereich Thomas-Mann-Platz insbesondere für Linksab-

bieger nicht gegeben ist. Darüber hinaus ist an der August-Bebel-Straße die Trassenfreihal-

tung Chemnitzer Modell Stufe 3 zu berücksichtigen. 

Daraus resultiert die Vorzugslösung der Verkehrserschließung (Stand 23.03.2017), die die 

Anlage einer Stichstraße mit Gebietszufahrt von der Dresdner Straße aus vorsieht (siehe 

Variante 2 des Vorentwurfs). Diese bildet die Grundlage des Bebauungsplanentwurfs. 



Teil II:  Städtebauliche Planung 

 

1.  Planinhalt 

1. 1. Art der baulichen Nutzung 

 

Das Plangebiet wird als Gewerbegebiet nach § 8 BauNVO ausgewiesen. Gewerbegebiete 

dienen vorwiegend der Unterbringung von nicht erheblich belästigenden Gewerbebetrieben.  

Zulässig gemäß BauNVO sind: 

1. Gewerbebetriebe aller Art, Lagerhäuser, Lagerplätze und öffentliche Betriebe, 

2. Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude, 

3. Tankstellen, 

4. Anlagen für sportliche Zwecke, 

Ausnahmsweise können gemäß BauNVO zugelassen werden: 

1. Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen sowie für Betriebsinhaber und 

Betriebsleiter, die dem Gewerbebetrieb zugeordnet und ihm gegenüber in Grundfläche 

und Baumasse untergeordnet sind, 

2. Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche Zwecke, 

3. Vergnügungsstätten. 

 

Das Gebiet soll entsprechend dem Bedarf der Chemnitzer Wirtschaft vorrangig kleinen und 

mittleren Produktions-, Handwerks- und Dienstleistungsunternehmen dienen. 

Um diese Zielstellung zu erreichen wurden die allgemein zulässigen Nutzungen Lagerplätze, 

Tankstellen, Anlagen für sportliche Zwecke (Textliche Festsetzung I. 1. (1) und die aus-

nahmsweise zulässigen Nutzungen Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesund-

heitliche Zwecke, Vergnügungsstätten (Textliche Festsetzung I. 1. (3) sowie Freiflächen PV-

Anlagen (Textliche Festsetzung I. 1. (4) ausgeschlossen. Anlagen, die mit der Lagerung, 

dem Umschlag oder der Herstellung von staubenden oder bei Trockenheit Staub entwi-

ckelnden Gütern verbunden sind, wurden ebenfalls ausgeschlossen, um die Attraktivität des 

Gebietes zu sichern und Beeinträchtigungen der unmittelbaren Umgebung zu vermeiden. 

 

Um schädliche Umweltauswirkungen auf angrenzende Nutzungen auszuschließen wurde 

durch das Ingenieurbüro Ulbricht GmbH, Mittweida ein schalltechnisches Gutachten erstellt, 

das eine Lärmkontingentierung für alle Flächen innerhalb des Gewerbegebietes vorsieht. 

In Variante 1 wurden die vorhandenen schutzwürdigen Nutzungen in der Umgebung be-

rücksichtigt. In Variante 2 wurden Immissionsorte auf Flächen östlich der Dresdner Straße 

berücksichtigt, die derzeit noch unbebaut sind, wo aber eine schutzbedürftige Nutzung künf-



tig nicht ausgeschlossen werden soll.  

Um die Entwicklung im Bereich östlich der Dresdner Straße nicht einzuschränken, wurden 

die Werte entsprechend Variante 2 festgesetzt. Damit wird sichergestellt, dass benachbarte 

Nutzungen durch das Gewerbegebiet nicht beeinträchtigt werden. 

 

Folgende Festsetzungen werden in den jeweiligen Baugebieten getroffen: 

Zulässig sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen), deren Geräusche die in der folgenden Ta-

belle angegebenen Emissionskontingente LEK nach DIN 45691 weder tags (6:00 Uhr bis 

22:00 Uhr) noch nachts (22:00 Uhr bis 6:00 Uhr) überschreiten.  
 
 

 
 

Die Prüfung der Einhaltung erfolgt nach DIN 45691:2006-12, Abschnitt 5. 

 

Für die im Plan dargestellten Richtungssektoren A bis L erhöhen sich die Emissionskontin-

gente LEK um folgende Zusatzkontingente LEK,zus,k:  
 
 

Teilfläche 

Emissionskontingente LEK in dB(A) 

tags nachts 

GE 1 57 45 

GE 2 63 49 

GE 3 67 50 

GE 4 60 45 

Richtungssektor (k) 

Abgrenzung Sektor 
Bezugspunkt: 

RW 354668; HW 5634440 
Nord = 0° 

Zusatzkontingente LEK,zus,k in dB(A) 

Anfang Ende tags nachts 

A 71° 121° 2 0 

B 121° 178° 0 0 

C 178° 204° 6 5 

D 204° 237° 7 5 

E 237° 268,5° 11 11 

F 268,5° 273° 9 9 

G 273° 291° 8 8 

H 291° 309° 6 7 



 

Die Prüfung der planungsrechtlichen Zulässigkeit des Vorhabens erfolgt nach DIN 

45691:2006-12, Abschnitt 5, wobei in den Gleichungen (6) und (7) der Norm für die Immissi-

onsorte j im Richtungssektor k LEK,i durch LEK,i + LEK,zus,k zu ersetzen ist. 

 

 
 

Mit dem Bauantrag/der Bauanzeige ist zur Ermittlung der Gewerbelärmimmissionen ein qua-

lifiziertes Sachverständigengutachten zum Nachweis der Einhaltung der schallschutztechni-

schen Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 96/21 „Gewerbegebiet Dresdner Straße“ 

vorzulegen. 

 
Mit den ermittelten Emissionskontingenten für die Teilflächen des Plangebietes werden die 

Orientierungswerte der DIN 18005, Beiblatt 1 eingehalten und das Gebiet kann bestmöglich 

ausgenutzt werden.  

 

I 309° 322° 3 4 

J 322° 357° 6 7 

K 357° 40° 3 3 

L 40° 71° 6 5 



Die in Gewerbegebieten allgemein zulässigen Einzelhandelsbetriebe wurden ebenfalls 

(Textliche Festsetzung I. 1. (2) ausgeschlossen. Damit sollen entsprechend dem Einzelhan-

dels- und Zentrenkonzept der Stadt Chemnitz (B-261/2016 vom 07.12.2016) negative Aus-

wirkungen auf den zentralen Versorgungsbereich Innenstadt und das angrenzende Ein-

kaufszentrum „Sachsenallee“ vermieden werden.  

Es werden nur solche Einzelhandelsbetriebe zugelassen, die in unmittelbarem räumlichen 

Zusammenhang mit Handwerks- oder produzierenden Gewerbebetrieben stehen.  

Der sogenannte Annexhandel oder Werksverkauf ist entsprechend dem Einzelhandels- und 

Zentrenkonzept der Stadt Chemnitz auch außerhalb der zentralen Versorgungsbereiche 

zulässig, sofern er dem produzierenden, reparierenden oder verarbeitenden Gewerbebetrieb 

deutlich untergeordnet bleibt und eine Verkaufsfläche von 400 m² (bei zentrenrelevanten 

Sortimenten von 150 m²) nicht überschreitet. 

 
 

1. 2. Maß der baulichen Nutzung 

 

Im Bebauungsplan kann das Maß der baulichen Nutzung bestimmt werden durch Festset-

zung der Grundflächenzahl oder der Größe der Grundflächen der baulichen Anlagen, der 

Geschossflächenzahl oder der Größe der Geschossfläche, der Baumassenzahl oder der 

Baumasse, der Zahl der Vollgeschosse, der Höhe baulicher Anlagen. (§ 16 (2) BauNVO). 

 

Bei Festsetzung des Maßes der baulichen Nutzung im Bebauungsplan ist festzusetzen: 

1. stets die Grundflächenzahl oder die Größe der Grundflächen der baulichen Anlagen, 

2. die Zahl der Vollgeschosse oder die Höhe baulicher Anlagen, wenn ohne ihre 

Festsetzung öffentliche Belange, insbesondere das Orts- und Landschaftsbild, 

beeinträchtigt werden können. (§ 16 (3) BauNVO) 

 
Mit den Festsetzungen zum Maß der baulichen Nutzung von:  

Grundflächenzahl (GRZ) 0,8 

Geschossflächenzahl (GFZ) 2,4 

soll die Ausschöpfung der Obergrenzen für die Bestimmung des Maßes der baulichen Nut-

zung entsprechend § 17 BauNVO ermöglicht werden. 

Indem ein großes Spektrum an baulichen Möglichkeiten ausgeschöpft werden kann, wird 

den Erfordernissen der heimischen Wirtschaft entsprochen.  

 

Die Zahl der Vollgeschosse wird nicht festgesetzt, da hier entsprechend den gewerblichen 

Anforderungen sehr unterschiedliche Höhen für die Geschosse erforderlich sein können. Mit 

der Festsetzung der Gebäudehöhe ist deshalb eine praktikablere Bezugsgröße gegeben.  



 

Innerhalb des Plangebietes wird in Abhängigkeit von der differenzierten Höhenentwicklung 

des Plangebietes im Bereich GE 1 (Dresdner Straße) eine Gebäudehöhe von max. 12 m 

und in den Bereichen GE 2 - 4 eine Gebäudehöhe von max. 15 m festgesetzt. Damit wird 

die städtebauliche Wirkung des Gebietes in Anbindung an die westliche Randbebauung des 

Sonnenbergs berücksichtigt. 

 

 

1. 3. Überbaubare Grundstücksfläche 

 

Die überbaubaren Grundstücksflächen können durch die Festsetzung von Baulinien, Bau-

grenzen oder Bebauungstiefen gemäß § 23 BauNVO bestimmt werden. 

Ist eine Baugrenze festgesetzt, so dürfen Gebäude und Gebäudeteile diese nicht über-

schreiten. Ein Vortreten von Gebäudeteilen in geringfügigem Ausmaß kann entsprechend § 

23 (3) BauNVO zugelassen werden. 

Die Baugrenzen wurden mit Abstand zu benachbarten Grundstücksgrenzen festgesetzt. Der 

eigentliche Abstand bemisst sich aus den einzuhaltenden Abstandsflächen nach SächsBO. 

Damit werden zu den Nachbargrundstücken ausreichende Abstände eingehalten, so dass 

keine Beeinträchtigung angrenzender Flächen erfolgt. Die festgesetzten überbaubaren 

Grundstücksflächen ermöglichen ein weitestgehend offenes Angebot zur Errichtung der Ge-

bäude. Die Baugrenze wurde zur Erschließungsstraße mit einem Abstand von 6 m festge-

setzt. Damit kann unter Berücksichtigung der Grundstückszufahrten eine straßenbegleitende 

Bepflanzung erfolgen. Stellplätze sind zwischen Straßenbegrenzungslinie und Baugrenze 

ebenfalls möglich. 

 

Auf dem angrenzenden Flurstück 2073/3 befindet sich prägender Baumbestand, der den 

Bestimmungen der Baumschutzsatzung der Stadt Chemnitz unterliegt. Um bei Baumaß-

nahmen Eingriffe in den Wurzelbereich zu vermeiden wurde die Baugrenze so festgesetzt, 

dass mind. 1,5 m Abstand zum Kronenbereich besteht. 

Im Baufeld GE 3 befindet sich im Flurstück 1160/65 der Gemarkung Chemnitz der ehemali-

ge Güterschuppen, der ein Kulturdenkmal gemäß § 2 SächsDSchG darstellt. Der Erhalt des 

denkmalgeschützten Gebäudes ist bei der künftigen Nutzung sicher zu stellen. Darüber hin-

aus steht auch das Gebäude August-Bebel-Straße 12 (Flurstück 1160/64 - ehemaliges Zoll-

gebäude) unter Denkmalschutz, das derzeit noch Bahnbetriebszwecken gewidmet ist.  

 

 
  



1. 4. Bauweise 

 

Im Gewerbegebiet GE 1 ist eine offene Bauweise festgesetzt. Damit wird sichergestellt, dass 

eine kleinteilige, gegliederte Bebauung im Bereich der Dresdner Straße entsteht. Bestands-

gebäude, die an die Grundstücksgrenze angebaut sind haben Bestandsschutz. Bei Neubau-

ten ist ein Grenzabstand einzuhalten. 

In den Gewerbegebieten GE 2 - 4 ist die abweichende Bauweise festgesetzt. Die Abwei-

chung von der offenen Bauweise besteht in der Zulässigkeit von Verkettungen von mehr als 

50 m Gesamtlänge. In diesen rückwärtigen Grundstücken können in Abhängigkeit von der 

Grundstücksgröße auch größere Gebäudelängen zugelassen werden. 

 

 

1. 5. Erschließung 

 

Die Verkehrserschließung wurde in Varianten untersucht. Dabei wurden folgende Prämissen 

berücksichtigt: 

- Anbindung an die Dresdner Straße unter Berücksichtigung der topografischen Situation, 

- Berücksichtigung der geplanten Busschleuse Dresdner Straße /Hainstraße, 

- Berücksichtigung des Chemnitzer Modells Stufe 3, 

- Ausschluss von Durchgangsverkehr, 

- Anbindung des Betriebshofs des VMS, 

- Möglichkeit der kleinteiligen Parzellierung. 

 

Im Rahmen der Voruntersuchungen und Vorplanungen wurde im Auftrag des Tiefbauamtes 

Chemnitz (TBA C) eine Planunterlage durch die C&E GmbH, Chemnitz erstellt, welche den 

vorliegenden Planungen zugrunde liegt. Die weiterführenden Planungsphasen wurden durch 

das Tiefbauamt an die ITP Ingenieurbüro Tiefbauplanung GmbH, Lichtenstein vergeben.  

Ziel ist es, eine verkehrstechnische Erschließung des zukünftigen Gewerbegebietes und 

deren Anbindung an das öffentliche Straßennetz im Zuge eines neu auszubildenden signali-

sierten Knotenpunkts zu realisieren. Es wurden im Rahmen der Voruntersuchungen ent-

sprechende Varianten zur Anbindung an die Dresdner Straße bzw. August-Bebel-Straße 

untersucht. In diesem Zusammenhang wurde ebenfalls eine verkehrstechnische Bemessung 

der Knotenpunkte zur Anbindung an das Vorrangnetz durchgeführt.  

Ein Durchgangsverkehr durch das neue Gewerbegebiet ist gemäß Vorgabe des Auftragge-

bers auszuschließen. Die Erschließung ist mit den Planungen des Verkehrsverbundes Mit-

telsachsen (VMS) auf dem südwestlichen Nachbargrundstück abzustimmen.  

Mit Umsetzung der Planungen zur Anbindung an das öffentliche Bestandsnetz und der inne-

ren Erschließung des Gewerbegebietes ist die Planung zur Busschleuse Hainstraße aus 



dem Jahr 2010 zu integrieren. Dabei sind u. a. die Belange des ÖPNV, Fußgänger- und 

Radverkehrs sowie ein behindertengerechter Ausbau zu beachten. 

 

Die Erschließung des Plangebietes erfolgt durch die Anlage einer Stichstraße ausgehend 

von der Dresdner Straße  

Der Streckenabschnitt der Inneren Erschließung besitzt eine Ausbaulänge von ca. 398 m, 

einschließlich der am Ende eingeordneten Wendeschleife für LKW. Im Ausbauquerschnitt 

sind neben der 6,50 m breiten Fahrbahn selbst, beidseitig angeordnete 2,50 m breite Park-

flächen und 2,50 m breite Gehwege vorgesehen.  

Mit der gewählten Regelquerschnittsausbildung, bei Markierung der Parkflächen gegenüber 

der Fahrbahn und einer baulichen Abgrenzung mit einer gewählten Bordhöhe von 3 (5) cm 

zu den anschließenden Gehwegen, sind künftige Zufahrtseinordnungen generell entlang der 

Gesamtstrecke möglich. Dies macht sich erforderlich, da davon ausgegangen werden muss, 

dass sich bis zur Umsetzung der Baumaßnahme Parzellierungen ändern bzw. nicht endgül-

tig feststehen. Weiterhin lässt sich keine Bemessung der Zufahrtsbreiten mittels Bemes-

sungsfahrzeugen für die künftigen Nutzungen festlegen. Aus diesen Gründen wird ein späte-

rer Rück- und Neubau von baulichen Anlagen ausgeschlossen. 

Die noch unklare Parzellierung einschließlich der Lage der Grundstückszufahrten macht die 

Anlage von Baumpflanzungen im Straßenraum schwierig. In der weiteren Planung sollte 

geprüft werden, ob im Bereich der Parkstreifen Baumstandorte möglich sind. 

 

Ausgehend von der geplanten Haupterschließungsstraße, die öffentlich gewidmet werden 

soll, stehen in östliche Richtung, begrenzt durch vorhandene Gewerbeansiedlungen an der 

Dresdner Straße (Autohandel), Grundstückstiefen von 70 - 80 m zur Verfügung. Westlich 

der geplanten Haupterschließungsstraße stehen Grundstückstiefen von 60 - 70 m zur Ver-

fügung. Damit können hier in Abhängigkeit von den Grundstücksbreiten Grundstücksgrößen 

von ca. 2.500 bis 6.000 m² bereitgestellt werden. Südlich der Erschließungsstraße können 

auch Unternehmen mit größerem Flächenbedarf angesiedelt werden.  

Die in Nutzung befindlichen Flurstücke 2070/1, 2070/2, 2072d, 2072/2, 2072/3 (Autohandel/ 

Autowerkstatt) werden direkt über die Dresdner Straße erschlossen.  

 

Im Bereich der August-Bebel-Straße werden Flächen für den Ausbau des Chemnitzer Mo-

dells Stufe 3 freigehalten. Die Darstellung von Flächen die von der Bebauung freizuhalten 

sind, soll die spätere Realisierung des Vorhabens sichern. Der Böschungsbereich südlich 

der August-Bebel-Straße wird im Bebauungsplan als Weißfläche dargestellt. Bis zur Inan-

spruchnahme für das Chemnitzer Modell bleibt dieser Bereich als begrünte Böschung erhal-

ten. 



Ausgehend von der Wendeanlage der Planstraße wurde in Richtung Thomas-Mann-Platz 

eine Verkehrsfläche mit der Zweckbestimmung Rad- und Fußweg, die im Havariefall auch 

von Fahrzeugen befahren werden kann, festgesetzt. Somit ist für Radfahrer und Fußgänger 

eine durchgängige Verbindung zum Thomas-Mann-Platz sichergestellt. 

 

Die Anbindung des Betriebshofs des VMS an die Planstraße wird durch die Festsetzung von 

mit Geh- und Fahrrechten zu belastenden Flächen gewährleistet. 

 

Die stadttechnische Ver- und Entsorgung des Gebietes ist über vorhandene Leitungen in der 

August-Bebel-Straße und Dresdner Straße gewährleistet. Im Rahmen der frühzeitigen Betei-

ligung der Träger öffentlicher Belange wurde durch die Versorgungsunternehmen bestätigt, 

dass die Versorgung gesichert werden kann. 

Die Schmutzwasserentsorgung kann über die bestehenden Entwässerungsanlagen des 

ESC erfolgen.  

Durch die geplante Nutzung als Gewerbegebiet mit einer höheren Regenabflussmenge als 

bisher zu rechnen. Das Niederschlagsentwässerungskonzept sieht vor, in der Erschlie-

ßungsstraße einen Stauraumkanal anzulegen mit gedrosseltem Abfluss in den Kanal Au-

gust-Bebel-Straße. Damit kann das anfallende Oberflächenwasser der geplanten Verkehrs-

flächen sowie der Gewerbeflächen gedrosselt abgeleitet werden. Ein Entwässerungskon-

zept wurde im Auftrag der Stadt Chemnitz/ESC durch ein Ingenieurbüro erstellt. 

 

Die konkrete Planung und Ausführung der Medienerschließung ist auf Grundlage der inne-

ren Straßenerschließung sowie der künftigen Parzellierung in nachfolgenden Planverfahren 

durchzuführen. Konkrete Abstimmungen mit den Versorgungsträgern sind in den weiteren 

Planungsphasen erforderlich. 



1. 6. Grünflächen 

 

Innerhalb des Plangebietes wurden keine öffentlichen oder privaten Grünflächen festgesetzt. 

 

Das vom Grünflächenamt verwaltete Flurstück 2073/3, das im Vorentwurf als öffentliche 

Grünfläche (südliche Teilfläche des Thomas- Mann-Platzes) dargestellt war, wurde aus dem 

Geltungsbereich des Bebauungsplans herausgenommen.  

In der vom Stadtrat beschlossenen Grünpflegekonzeption B-178/2009 ist diese Teilfläche 

als im Pflegestandard zurückzubauende Anlage (ähnlich der freien Landschaft) ausgewie-

sen. Dementsprechend sind von Seiten des Grünflächenamtes keine Aufwertungsmaßnah-

men vorgesehen. Es besteht von daher kein Regelungsbedarf für diese Fläche. Mit Heraus-

nahme dieser Fläche aus dem Bebauungsplan wird für künftige Planungen offengelassen, 

den Thomas-Mann-Platz städtebaulich in seiner Gesamtheit zu betrachten und zu gestalten. 

 

 

1. 7. Festsetzungen zum Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern sowie 

  deren Erhaltung 

 

Die Stadt Chemnitz hat zur grüngestalterischen Aufwertung des öffentlichen Raumes und 

aufgrund fehlender Möglichkeiten für Straßenbaumpflanzungen im öffentlichen Straßenraum 

eine die Dresdner Straße begleitende Baumpflanzung auf Privatgrundstücken (Flurstücke 

2072/3, 2072/2, 2070/1, 2070/2) realisiert. Diese 10 Baumstandorte (Platanen) wurden zum 

Erhalt festgesetzt. Damit ist ihr Schutz dauerhaft gesichert.  

Weitere Festsetzungen von Baumpflanzungen entlang der Dresdner Straße in Fortführung 

der o. g. Baumreihe sind wegen der geplanten Einmündung der Planstraße nicht möglich. 

 

Innerhalb der Gewerbegrundstücke sind Baum- und Strauchpflanzungen unter Berücksichti-

gung der Grundstückszufahrten vorzugsweise straßenbegleitend anzulegen, um die Füh-

rung des Straßenraums gestalterisch zu unterstreichen. Zusätzliche Baumpflanzungen sind 

im Bereich von Parkplätzen festgesetzt, um eine gestalterische Gliederung dieser Flächen 

sowie eine Verschattung der Fahrzeuge zu erreichen. 

Darüber hinaus können innerhalb der Verkehrsfläche Baumpflanzungen vorgenommen wer-

den z. B. im Bereich der Parkstreifen. 

 

Die Festsetzungen zur Grünordnung wurden in die Begründung des Bebauungsplanes inte-

griert. Eine Begründung der Festsetzungen erfolgt im Punkt 2. Grünordnung. 

 

1. 8. Bauordnungsrechtliche Festsetzungen 

 



Bauordnungsrechtliche Festsetzungen sind nicht erforderlich. Den Betrieben soll die Errich-

tung der baulichen Anlagen entsprechend der jeweiligen betriebsnotwendigen Anforderun-

gen ermöglicht werden. 

 

 

1. 9. Flächenbilanz 

 

Gesamtfläche Bebauungsplan       74.184 m² 

Gewerbegebiete         62.567 m² 

davon GE 1         10.852 m² 

davon GE 2         16.435 m² 

davon GE 3         16.220 m² 

davon GE 4         19.060 m² 

 

Verkehrsflächen           7.914 m² 

Verkehrsfläche           7.482 m² 

Verkehrsfläche besonderer Zweckbestimmung          432 m² 

 

Bahnanlagen               622 m² 

Weißfläche            3.081 m² 

 

1. 10. Kostenschätzung 

 

 Fläche in m² Kosten in € 

Verkehrserschließung   

            davon: Fahrbahn 4.025 805.000 

            davon: Gehweg 2.000 240.000 

   

Entwässerung, Stauraumkanal  700.000 

   

Ausgleichsmaßnahme  

Ersatzlebensraum Gemarkung Furth 

3.000   50.000 

   

gesamt  1.795.000 

 

Die Kostenschätzung erfolgte durch die zuständigen Ämter (Tiefbauamt, Grünflächenamt) 

sowie den ESC. 



2.   Grünordnung 

2. 1  Städtische Zielstellungen und Planungen 

 

Der Stadtrat hat am 17.12.2014 den Städtebaulichen Rahmenplan „Sonnenberg-Nord“ be-

schlossen. Mit dem städtebaulichen Rahmenplan wurden die Entwicklungs- und Gestal-

tungsziele für den Stadtraum nördlicher Sonnenberg hinreichend konkretisiert, so dass da-

mit Leitlinien für künftige Entscheidungen zu konkreten Bauleitplanungen, Baumaßnahmen 

und Förderprogrammen im Zeitraum bis 2030 vorgegeben sind. 

Neben der Neustrukturierung des öffentlichen Raumes muss die Verkehrsführung künftigen 

Bedürfnissen angepasst werden. Insbesondere der Thomas-Mann-Platz, der sich heute als 

stark frequentierter Verkehrsknotenpunkt darstellt, soll als städtebaulich attraktiver Zugang 

zum kompakten inneren Stadtgebiet und Mobilitätsknotenpunkt aufgewertet und in seiner 

Nutzbarkeit gesteigert werden.  

Die Wohnnutzung hat in Teilbereichen teilweise ihre Funktion verloren und muss im Hinblick 

auf ihre Chancen bei der Entwicklung einer starken Gewerbeachse entlang der Bahnkon-

version Produktenbahnhof, der Dresdner Straße und Hainstraße hinterfragt werden. 

Zäsuren der zentralen Bahnanlagen zum Hauptbahnhof und zur Innenstadt und Barrierewir-

kungen durch Sonderbaukörper und Trassen der leitungsgebundenen, technischen Infra-

struktur zum Erholungsraum Zeisigwald sind abzubauen, Grün- und Freiflächen sind auszu-

differenzieren. Eine große Rolle spielt die Verbesserung der Fuß- und Radwegeanbindung 

an das Brühlquartier und das Stadtzentrum. 

 

Im Rahmenplan wird die Bedeutung des Sonnenberger Bandes mit raumwirksamen Grün-

kanten herausgearbeitet. „Um den Sonnenberg legt sich im Norden eine Kette von Sonder-

baukörpern bzw. Solitären, die in jüngerer Vergangenheit entstanden oder saniert wurden 

(Einkaufszentrum Sachsenallee, Polizeidirektion Chemnitz, Stadion des CFC, Körperbehin-

dertenschule).  

In Fortführung der Solitärreihe soll die Neubebauung des derzeitigen Produktenbahnhofs 

angelegt werden. Als Bebauung werden freistehende Bauvolumina vorgeschlagen, welche 

Blickbeziehungen in die Tiefe der Bahngleisanlagen zulassen und einen städtebaulichen 

Kontrast zur kompakten Gründerzeitstruktur des Sonnenbergs darstellen.“ 

 

Im Rahmen des Bebauungsplans Dresdner Straße (August-Bebel-

Straße/Produktenbahnhof) wurde die vorhandene Grünkante an der Dresdner Straße (stra-

ßenbegleitender Großgrünbestand) durch Festsetzung vorhandener Bäume aufgenommen. 

Im Gebiet selbst erfolgt eine Gliederung durch straßenbegleitende Baumpflanzungen. Durch 

die Festsetzung einer offenen Bauweise sind Durchblicke zu den Gleisanlagen in Teilberei-

chen möglich. 



2. 2. Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und 

Landschaft 

 

Im Sinne der Gewährleistung einer gleichermaßen standortgerechten und lebensraumbezo-

genen sowie vorhabenentsprechenden integrierten Grünordnung wurden innerhalb des Ge-

werbegebietes differenzierte Festsetzungen getroffen.  

 

Die Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Boden, Natur und Land-

schaft wurden als textliche Festsetzungen getroffen: 

(1) Pkw-Stellplätze, private Zuwegungen sowie Zufahrten und Hofflächen sind in wasser-

durchlässiger Bauweise (Poren- oder Fugenanteil mind. 20 %) herzustellen. 

 

Mit der Entwicklung eines Gewerbegebietes ist eine relativ hohe Flächenversiegelung ver-

bunden. Dieser Sachverhalt wird gemindert, indem eine bereits baulich vorgeprägte, städte-

baulich integrierte Fläche für die Bebauung genutzt wurde 

Durch die Festsetzung zur wasserdurchlässigen Befestigung von Stellplätzen und Fußwe-

gen innerhalb der privaten Grundstücke verbleiben Flächen mit geringer Versiegelung im 

Gebiet, die der Versickerung von Oberflächenwasser dienen. Damit wird die Einleitung von 

Oberflächenwasser in öffentliche Netze reduziert. 

 

(2) Grundstückseinfriedungen sind ausschließlich ohne Mauersockel und mit einer Bo-

denfreiheit � 15 cm zulässig. 

 

Die Stabilität von Tierpopulationen ist nur gewährleistet, wenn Wanderungen und damit ge-

netischer Austausch möglich sind. Die Gewährleistung der Durchlassfähigkeit für kleinere 

Tierarten (v.a. Kriechtiere, Kröten, Kleinsäuger) und der Erhalt des Biotopverbundes soll 

damit gewährleistet werden. Das Plangebiet kann damit für diese Tierarten auch Lebens-

raumfunktionen wahrnehmen.  

 

Im Ergebnis des artenschutzrechtlichen Gutachtens der igc Ingenieurgruppe Chemnitz mit 

Stand 08.10.2015 wurden folgende Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwick-

lung von Boden, Natur und Landschaft in die Planung aufgenommen. 

 

(3) Vermeidungsmaßnahmen nach § 44 BNatSchG: 

Die Beseitigung der Vegetationsbestände ist nur außerhalb der Brutzeit von Vögeln 

(von Oktober bis Februar) vorzunehmen.  

Der Abriss der Gebäude ist nur außerhalb der Brutzeit der Vögel und der Wochen-

stubenzeit von Fledermäusen (günstiger Zeitraum September/Oktober) vorzuneh-



men.  

Die Beseitigung oder Umsetzung der vorhandenen Holz-/Bahnschwellenstapel ist im 

Zeitraum März-Mai bzw. August-September vorzunehmen (kein Winterquartier, keine 

Reproduktionszeit der Eidechsen). 

 

(4) Ersatzmaßnahmen nach § 44 BNatSchG: 

Anbringung von Ersatzquartieren für Vögel und Fledermäuse (CEF-Maßnahme) an 

der zu erhaltenden denkmalgeschützten Bausubstanz (Abstimmungen mit unteren 

Denkmalschutzbehörde) im westlichen Bereich des Plangebietes: 

- 12 Höhlenbrüterkästen, 

-   5 Nischenbrüterkästen, 

-   6 Fledermauskästen. 

 

Damit wird sichergestellt, dass naturschutzrechtliche Verbotstatbestände vermieden werden. 

 

Für Lebensräume, die im Plangebiet nicht ersetzt werden können ist ein Ersatzlebensraum 

außerhalb des Plangebietes zu schaffen.  

 

Zuordnungsfestsetzung: 

(1) Den Bauflächen werden außerhalb des Geltungsbereichs des Bebauungsplans Flä-

chen für Maßnahmen zum Ausgleich im Sinne des § 1a Abs. 3 BauGB (Schaffung 

Ersatzlebensräume, FCS-Maßnahme) auf Teilen des Flurstückes 152/1 der Gemar-

kung Furth zugeordnet. Eine ca. 3.000 m2 große Fläche in der Feldflur am Ebersdor-

fer Wald, die an eine schon bestehende Ausgleichsfläche angrenzt, ist als Ersatzle-

bensraum für die Vogelarten Gartengrasmücke, Fitis und Gartenrotschwanz anzule-

gen. 

 

Neben Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen gestattet § 44 Abs. 5 BNatSchG die 

Durchführung vorgezogener Ausgleichsmaßnahmen, um das Eintreten artenschutzrechtli-

cher Verbotstatbestände abzuwenden. Die Maßnahmen entsprechen den von der Europäi-

schen Kommission eingeführten CEF-Maßnahmen (CEF – continuous ecological functionali-

ty-measures) zur Sicherung der kontinuierlichen ökologischen Funktionalität. Eine vorgezo-

gene Ausgleichsmaßnahme ist wirksam, wenn die betroffene Lebensstätte mindestens eine 

gleichwertige ökologische Funktion erfüllt, d. h. die Lebensstätte mindestens die gleiche 

Ausdehnung und die gleiche oder bessere Qualität für die zu schützenden Arten aufweist. 

FCS-Maßnahmen (favorable conservation status) stellen Maßnahmen zur Sicherung des 

Erhaltungszustandes dar. Hierbei ist eine Fertigstellung der Ausgleichsmaßnahmen vor Be-

ginn des Eingriffes anzustreben. Ist dies nicht möglich, muss ein Ausnahmeantrag nach § 67 



Abs. 1 BNatschG gestellt werden. Gibt es keine Alternativen zu dem geplanten Eingriff, so 

werden FCS-Maßnahmen ergriffen, die die Populationen der betroffenen Art in ihrem natür-

lichen Verbreitungsgebiet trotz der Ausnahmeregelung ohne Beeinträchtigung in einem 

günstigen Erhaltungszustand erhält. 

 

 

2. 3. Anpflanzen von Bäumen und Sträuchern und sonstigen Bepflanzungen 

 

Durch zeichnerische und textliche Festsetzungen zur Begrünung des Plangebietes soll die 

Einbindung des Plangebietes in die Umgebung gewährleistet werden. Das ist insbesondere 

in der vorhandenen durch Bebauung und Verkehrsanlagen geprägten Umgebung mit hohem 

Versiegelungsgrad notwendig. Die grünordnerischen Maßnahmen dienen der Erhaltung vor-

handener Gehölzbestände, der ökologischen Aufwertung und grünordnerischen Eingliede-

rung sowie der ästhetisch ansprechenden Gestaltung des Planungsgebietes. 

 

(1) Die zum Erhalt festgesetzten Baumstandorte auf den Flurstücken 2072/2, 2070/1, 

2070/2 der Gemarkung Chemnitz entlang der Dresdner Straße sind dauerhaft zu 

pflegen und zu erhalten.  

Die Maßnahmen dienen der grüngestalterischen Aufwertung des öffentlichen Raumes im 

Bereich der Dresdner Straße und wurden aufgrund fehlender Möglichkeiten für Straßen-

baumpflanzungen im öffentlichen Straßenraum auf den Privatgrundstücken realisiert. 

 

(2) Auf den Baugrundstücken ist pro angefangene 1.000 m² Grundstücksfläche ein 

Baum (Pflanzenauswahlliste A) mit einem Stammumfang von mind. 16/18 cm inner-

halb einer Baumscheibe von mind. 6 m² zu pflanzen. Mindestens 5% der Grund-

stücksfläche ist mit Sträuchern zu bepflanzen. Dazu ist pro 2 m² Pflanzfläche ein 

Strauch gemäß (Pflanzenauswahlliste B) anzupflanzen. 

Die Pflanzflächen sind vorzugsweise im Bereich zwischen Baugrenze und Straßen-

begrenzungslinie anzulegen. Die Pflanzstreifen dürfen durch betriebsnotwendige Zu-

fahrten unterbrochen werden. 

(3) Bei der Anlage von Stellplätzen ist je angefangene 5 Stellplätze ein Baum (Pflanzen-

auswahlliste A) mit einem Stammumfang von mind. 12/14 cm innerhalb einer Baum-

scheibe von mind. 6 m² zu pflanzen.  

(4) Die festgesetzten Pflanzungen sind dauerhaft zu pflegen und zu erhalten. Abgängige 

Gehölze und Pflanzen sind zu ersetzen. 

 



Innerhalb der Gewerbegrundstücke sind Baum- und Strauchpflanzungen unter Berücksichti-

gung der Grundstückszufahrten vorzugsweise straßenbegleitend anzulegen. Zusätzliche 

Baumpflanzungen wurden im Bereich von Parkplätzen festgesetzt. 

Darüber hinaus können innerhalb der Verkehrsfläche Baumpflanzungen vorgenommen wer-

den z. B. im Bereich der Parkstreifen. 

 

Für die Baumpflanzungen wurde die Pflanzliste der Stadt Chemnitz zur Anwendung für die 

Bauleitplanung (B-202/2018) verwendet. Die konkrete Pflanzenauswahl ist entsprechend 

den jeweiligen Standortbedingungen und Lichtverhältnissen vorzunehmen. 

 

Die Maßnahmen dienen der grünordnerischen Gestaltung innerhalb der gewerblichen Bau-

flächen. Darüber hinaus können mit der Begrünung des Baugebietes neue Lebensräume für 

Pflanzen und Tiere geschaffen werden. Die Strauchpflanzung bietet auch Brut- und Rück-

zugsgebiete für viele Tierarten an. 

Zu erhaltende Bäume sind bei der Baudurchführung vor Beschädigungen im Wurzel-, 

Stamm- und Kronenbereich zu bewahren.  



3.  Auswirkungen des Bebauungsplanes 

3. 1. Auswirkungen auf den Naturschutz 

 

Durch die geplante Bebauung findet kein kompensationspflichtiger Eingriff statt. Ziel der 

Planung ist die Wiedernutzbarmachung von Brachflächen. 

Das Plangebiet stellt eine Fläche im Siedlungsbereich dar, die durch die frühere Nutzung als 

Produktenbahnhof bereits eine bauliche Prägung durch Gebäude, Gleisanlagen sowie Ver-

kehrs- und Lagerflächen aufweist. 

Daher erübrigen sich Berechnungen nach der im Freistaat Sachsen auf Grundlage des Lan-

desentwicklungsplans vorzugsweise anzuwendenden Methode zur Ermittlung des Kompen-

sationsbedarfs „Handlungsempfehlung zur Bewertung und Bilanzierung von Eingriffen im 

Freistaat Sachsen“ und daraus resultierende Kompensationsfestsetzungen im oder außer-

halb des Plangebiets. 

 

Die Aufstellung eines Bebauungsplans der Innenentwicklung scheidet im vorliegenden Fall 

aus, da im Bebauungsplan eine zulässige Grundfläche von ca. 55.000 m² festgesetzt und 

damit die nach § 13a Abs. 1 Nr. 1 BauGB zulässige Grundfläche von 20.000 m² wesentlich 

überschritten wird. Darüber hinaus ist im Umweltbericht zu klären, dass bei Umsetzung des 

Bebauungsplans voraussichtlich keine erheblichen Umweltauswirkungen zu erwarten sind. 

 

Um darzulegen, inwiefern die Verbote des § 44 BNatSchG zutreffen, der Verbotstatbestand 

durch geeignete Maßnahmen vermieden werden kann oder Ausnahmemöglichkeiten zu 

prüfen sind, ist nach dem Urteil C-98103 EuGH vom 10.01.2006 und dem geänderten Bun-

desnaturschutzgesetz vom 29.07.2009 für alle Vorhaben, auch außerhalb von FFH- und 

Vogelschutzgebieten, bei denen streng und besonders geschützte Tierarten nach Anhang IV 

der FFH-Richtlinie und Arten der Vogelschutzrichtlinie in ihren Lebensräumen berührt sind, 

zur Bewältigung der Schutzbelange dieser benannten Tierarten die Erarbeitung einer spezi-

ellen Artenschutzprüfung erforderlich. 

Innerhalb der speziellen artenschutzrechtlichen Prüfung sind insbesondere die naturschutz-

fachlichen Voraussetzungen für die Abwendung der Verbote des § 44 BNatSchG im Sinne 

des § 44 (5) BNatSchG oder für eine Ausnahme gemäß § 45 (7) BNatSchG bzw. Befreiung 

nach § 67 (2) BNatSchG zu prüfen. Dazu zählen Vermeidungs- und Minderungsmaßnah-

men, vorgezogene Ausgleichsmaßnahmen sowie Kompensationsmaßnahmen, die zur Ver-

meidung oder zum Ausgleich der Beeinträchtigungen der geschützten Arten notwendig sind. 

 

Im Rahmen des Planverfahrens wurde ein artenschutzrechtliches Gutachten durch die igc 

Ingenieurgruppe Chemnitz mit Stand 08.10.2015 erstellt.  



Im Rahmen des vorliegenden Gutachtens wird dargestellt, inwieweit bezüglich des Vorha-

bens gegen naturschutzrechtliche Verbotstatbestände des § 44 Bundesnaturschutzgesetz 

(BNatSchG) verstoßen wird, Verbotstatbestände durch geeignete Maßnahmen vermieden 

werden können oder Ausnahmemöglichkeiten zu prüfen sind. Das vorliegende Gutachten 

stützt sich auf eigene Erhebungen von 4 Begehungen zu Vögeln, Reptilien und zum Nacht-

kerzenschwärmer. 

Neben Vogelarten (insgesamt 24 Arten, davon 16 Brutvögel) sind auch die Waldeidechse 

(mehrere Nachweise auch mit Reproduktionsnachweis) und potentiell auch Fledermäuse 

(als Nahrungsgäste im geeigneten Jagdgebiet, geeignete Nischenquartiere) für das Vorha-

ben zu betrachten. Der Nachtkerzenschwärmer kommt im Gebiet nicht vor. Die besonders 

und streng geschützten Arten wurden in einer vertiefenden artenschutzrechtlichen Prüfung 

betrachtet. Im Ergebnis der Prüfungen war festzustellen, dass entsprechende Vermeidungs- 

bzw. Kompensationsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) aus artenschutzrechtlichen Gründen 

(§ 44 BNatSchG) notwendig sind. 

 

Als Vermeidungsmaßnahmen sind bauzeitliche Beschränkungen zu beachten wie die Be-

seitigung der Vegetationsbestände außerhalb der Brutzeit (Gehölzfällungen, Beseitigung 

von Vegetationsbeständen von Oktober bis Februar), der Abriss der Gebäude außerhalb der 

Brutzeit von Vögeln und Wochenstubenzeit von Fledermäusen (September/Oktober am 

günstigsten). Die Beseitigung oder Umsetzung der vorhandenen Holz-/Bahnschwellenstapel 

ist im Zeitraum März-Mai bzw. August-September vorzunehmen (kein Winterquartier, keine 

Reproduktionszeit der Eidechsen). 

Um die entstehenden Auswirkungen zu kompensieren, ist die Anlage eines Ersatzlebens-

raums (FCS-Maßnahme) für die Vogelarten Gartengrasmücke, Fitis und Gartenrotschwanz 

vorzusehen, der mit geeigneten Habitatstrukturen auszustatten ist. Dieser Ersatzlebensraum 

soll auf einer Fläche von ca. 3.000 m² innerhalb des Flurstücks 152/1 der Gemarkung Furth 

in der Feldflur Ebersdorfer Wald zur Verfügung gestellt werden, die an eine bereits beste-

hende Ausgleichsfläche angrenzt. Die Ausgleichsfläche ist entsprechend aufzuwerten. Die 

Fläche wird dem Plangebiet zugeordnet (Zuordnungsfestsetzung im Bebauungsplan). 

Weiterhin sind 6 Fledermauskästen, 5 Nischenbrüterkästen und 12 Höhlenbrüterkästen als 

Ersatzquartiere (CEF-Maßnahme) auf dem Gelände des Gewerbegebietes vorzusehen. 

Für Vögel und Fledermäuse sollen Ersatzquartiere an den Wandflächen der zu erhaltenden 

Lagerhalle im westlichen Bereich des Plangebietes angebracht werden.  

 

Unter der Voraussetzung, dass die o. g. Maßnahmen ordnungsgemäß und vollständig um-

gesetzt werden, tritt für keine der behandelten Arten ein Verbotstatbestand nach § 44 

BNatSchG ein. 



3. 2. Auswirkungen auf den Immissionsschutz 

 

Lärmeinwirkungen durch Straßenverkehr  

Das Plangebiet ist starken Lärmeinwirkungen durch den Straßenverkehr von zwei angren-

zenden Bundesstraßen Dresdner Straße (B 173) und August-Bebel-Straße (B 107) ausge-

setzt. Durch Straßenverkehr liegt entsprechend Rasterlärmkarte eine Lärmbelastung von 

tags und nachts 45 -60 dB(A) vor. 

Diese Lärmeinwirkungen beeinträchtigen die geplante Nutzung als Gewerbegebiet nicht. 

 

Lärmeinwirkungen durch Schienenverkehr  

Das Plangebiet befindet sich am Hauptbahnhof der Stadt Chemnitz. Unmittelbar angrenzend 

ist die Bahnstrecke 6258 Dresden – Werdau. 

Diese Lärmeinwirkungen beeinträchtigen die geplante Nutzung als Gewerbegebiet nicht. 

 

Wirkungen des Plangebietes nach außen 

Durch die Nutzung des Plangebietes als Gewerbegebiet sind Lärmeinwirkungen auf be-

nachbarte Nutzungen zu erwarten. Hier ist insbesondere die östlich angrenzende Bebauung 

des Sonnenbergs, die einen hohen Anteil Wohnnutzung aufweist zu beachten. 

Die westlich und nördlich angrenzenden Nutzungen Hauptbahnhof, Autohaus und Einkaufs-

zentrum Sachsenallee sind dagegen weniger sensibel gegenüber der geplanten gewerbli-

chen Nutzung. 

 

Zur Sicherstellung der Einhaltung der Immissionsrichtwerte an der nächstgelegenen Wohn-

bebauung wurde durch das Ingenieurbüro Ulbricht GmbH, Mittweida ein schalltechnisches 

Gutachten mit Stand 26.04.2018 erstellt. Entsprechende maximal mögliche Schallemissio-

nen der einzelnen Gewerbeflächen wurden ermittelt (Geräuschkontingentierung nach DIN 

45691). Die Beurteilung erfolgte nach DIN 18005, Beiblatt 1. 

 

Um planerisch sicherzustellen, dass Belästigungen und Beeinträchtigungen der vorhande-

nen Bebauung durch gewerbliche Lärmimmissionen ausgeschlossen sind, werden im Be-

bauungsplan Emissionskontingente LEK festgesetzt. Diese Emissionskontingente wurden so 

dimensioniert, dass an den maßgebenden Einwirkungsbereichen die Immissionsrichtwerte 

der TA Lärm für die Gebietskategorie durch die Summe der Lärmeinwirkungen aller über-

planten Gewerbeteilflächen unter Berücksichtigung der Vorbelastung durch Gewerbeflächen 

(bzw. vergleichbare Flächen) außerhalb des Plangeltungsbereiches eingehalten werden. 

 



Die Emissionskontingente LEK geben den Wert des Pegels der flächenbezogenen Schallleis-

tung der Teilfläche i an, der der Berechnung der Immissionskontingente zugrunde gelegt 

wird. 

Das Verfahren zur Geräuschkontingentierung und zur Bestimmung der immissionswirksa-

men flächenbezogenen Schallleistung ist in der DIN 45691, Geräuschkontingentierung‚ De-

zember 2006, geregelt. 

Das Bebauungsplangebiet wird gemäß § 1 Abs. 4 Baunutzungsverordnung gegliedert und 

für die Teilflächen durch die Emissionskontingente die besonderen Eigenschaften definiert. 

Das Emissionsverhalten von Betrieben und Anlagen ist als besondere Eigenschaft im Sinne 

des § 1 Abs. 4 Satz 1 Nr .2 BauNVO anzusehen. Die hier vorgenommene Gliederung ist 

zweckmäßig, um planerisch differenziert auf die Anforderungen einzelner Betriebe zu rea-

gieren. 

Um die zulässigen Immissionsricht- bzw. Planwerte im Kontingentierungsverfahren voll aus-

schöpfen zu können, benennt die DIN 45691:2006—12 dazu die Einführung von Richtungs-

sektoren für einzelne Immissionsorte. 

Damit besteht die Möglichkeit der Erhöhung der Emissionskontingente für einzelne Rich-

tungssektoren und die Angabe von immissionsortsbezogenen Zusatzkontingenten LEK‚zus‚i. 

Im vorliegenden Bewertungsfall wurden derartige Zusatzkontingente für sinnvoll erachtet 

und im B-Plan festgesetzt. 

 

Im vorliegenden Fall liegen Geräuschvorbelastungen außerhalb des Plangebietes durch die 

Tankstelle an der Dresdner Straße, durch das Autohaus an der Hilbersdorfer Straße und 

den Eisenbahnbetriebshof Chemnitz Hbf. an den Immissionsorten vor. Zur Ermittlung der 

Geräuschvorbelastungen durch die Tankstelle und das Autohaus wurde eine Ausbreitungs-

rechnung nach ISO 9613-2 (Dämpfung des Schalls bei der Ausbreitung im Freien) durchge-

führt. Die Berechnungen erfolgten mit Hilfe des Programms SoundPLAN. 

Die Geräuschvorbelastungen des Eisenbahnbetriebshofs sind der Geräuschimmissions-

prognose des Ingenieurbüros Ulbricht GmbH vom 28.01.2015 (Gutachten 701.0968/14) ent-

nommen. 

 

Im Hinblick auf die zu beurteilenden Immissionsorte wurden zwei Varianten untersucht.  

In Variante 1 wurden die vorhandenen schutzwürdigen Nutzungen in der Umgebung be-

rücksichtigt. In Variante 2 wurden Immissionsorte auf Flächen östlich der Dresdner Straße 

berücksichtigt, die derzeit noch unbebaut sind, wo aber eine schutzbedürftige Nutzung künf-

tig nicht ausgeschlossen werden soll. 

Mit den ermittelten Emissionskontingenten für die Teilflächen des Plangebietes werden die 

Orientierungswerte der DIN 18005, Beiblatt 1 eingehalten und das Gebiet bestmöglich aus-



genutzt. Die zulässigen Lärmkontingente der Varianten unterscheiden sich lediglich in den 

Zusatzkontingenten. Bei Variante 2 fallen die Zusatzkontingente im Bereich der Dresdner 

Straße geringer aus.  

Um die bauliche Entwicklung im Bereich östlich der Dresdner Straße nicht einzuschränken, 

wurden die Zusatzkontingente entsprechend Variante 2 festgesetzt. 

Das Plangebiet ist aus gutachterlicher Sicht als Gewerbegebiet geeignet. 

 

Ergänzend zum vorliegenden Schallschutzgutachten zum B-Plan 96/21 werden die Ausfüh-

rungen im TEIL B — l. BAUPLAUNGSRECHTLICHE FESTSETZUNGEN unter Punkt 1. 

Absatz (2) sowohl in den Tabellen, im beistehenden Text und in der Begründung korrekt und 

konform der DIN 45691:2006-12 geändert. 

 

Im Teil Festsetzungen des B-Planes sind die einzuhaltenden Emissionskontingente und 

Zusatzkontingente für die Richtungssektoren gem. den Ausführungen der Schalltechnischen 

Untersuchung des Ingenieurbüros Ulbricht GmbH, Mittweida (vom 26.04. 2018) unter Punkt 

8. 3 auf den Seiten 25 und 26. festgeschrieben. 

 

Folgende Festsetzungen werden in den jeweiligen Baugebieten getroffen: 

Zulässig sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen), deren Geräusche die in der folgenden Ta-

belle angegebenen Emissionskontingente LEK nach DIN 45691 weder tags (6:00 Uhr bis 

22:00 Uhr) noch nachts (22:00 Uhr bis 6:00 Uhr) überschreiten.  
 
 

 

Die Prüfung der Einhaltung erfolgt nach DIN 45691:2006-12, Abschnitt 5. 
  

Teilfläche 

Emissionskontingente LEK in dB(A) 

tags nachts 

GE 1 57 45 

GE 2 63 49 

GE 3 67 50 

GE 4 60 45 



Für die im Übersichtsplan dargestellten Richtungssektoren A bis L erhöhen sich die Emissi-

onskontingente LEK um folgende Zusatzkontingente LEK,zus,k: 
 

 

Die Prüfung der planungsrechtlichen Zulässigkeit des Vorhabens erfolgt nach DIN 

45691:2006-12, Abschnitt 5, wobei in den Gleichungen (6) und (7) der Norm für die Immissi-

onsorte j im Richtungssektor k LEK,i durch LEK,i + LEK,zus,k zu ersetzen ist. 

 

Mit dem Bauantrag/der Bauanzeige ist zur Ermittlung der Gewerbelärmimmissionen ein qua-

lifiziertes Sachverständigengutachten zum Nachweis der Einhaltung der schallschutztechni-

schen Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 96/21 „Gewerbegebiet Dresdner Straße“ 

vorzulegen. 

 

Richtungssektor (k) 

Abgrenzung Sektor 
Bezugspunkt: 

RW 354668; HW 5634440 
Nord = 0° 

Zusatzkontingente LEK,zus,k in dB(A) 

Anfang Ende tags nachts 

A 71° 121° 2 0 

B 121° 178° 0 0 

C 178° 204° 6 5 

D 204° 237° 7 5 

E 237° 268,5° 11 11 

F 268,5° 273° 9 9 

G 273° 291° 8 8 

H 291° 309° 6 7 

I 309° 322° 3 4 

J 322° 357° 6 7 

K 357° 40° 3 3 

L 40° 71° 6 5 



Teil III:  Umweltbericht 
 

1.  Einleitung 

1.1 Vorbemerkungen und rechtliche Grundlagen 

 
Die Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 96/21 „Gewerbegebiet Dresdner Straße“ wird nach 

dem Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 

3634) durchgeführt. Entsprechend § 245c BauGB können Verfahren nach den vor dem 

13.05.2017 geltenden Rechtsvorschriften abgeschlossen werden, wenn die Beteiligung der 

Behörden nach § 4 Abs. 1 BauGB vor dem 16.05.2017 eingeleitet worden ist. Im vorliegen-

den Verfahren erfolgte die Beteiligung der Behörden nach § 4 Abs. 1 BauGB vom 

03.03.2015 bis 02.04.2015. 

Die erforderliche Umweltprüfung ist durch diese Vorschriften als Regelverfahren für grund-

sätzlich alle Bauleitpläne eingeführt worden. Sie ist hierdurch zu einem selbstverständlichen 

Bestandteil des Planungsprozesses ausgestaltet worden, der in das Aufstellungsverfahren 

integriert ist und eine rechtssichere und handhabbare Anwendung ermöglichen soll. 

Nach § 2 Abs. 4 Satz 1 BauGB hat die Gemeinde die voraussichtlichen erheblichen Um-

weltauswirkungen der Planung zu ermitteln. Es handelt sich dabei um ein selbstverständli-

ches planerisches Vorgehen bei der Zusammenstellung des Abwägungsmaterials. Diese 

Belange sind in einem Umweltbericht zu beschreiben und zu bewerten. Maßgeblich sind 

dabei die Vorgaben der Anlage zu § 2 Abs. 4 und 2a BauGB. Der Umweltbericht bildet dabei 

einen gesonderten Teil der Begründung. 

 

Die Gemeinde legt für den Bauleitplan fest, in welchem Umfang und Detaillierungsgrad die 

Ermittlung der Belange für die Abwägung (§ 1 BauGB) erforderlich ist. Das Ergebnis der 

Umweltprüfung ist in der Abwägung zu berücksichtigen.  

 
Bestandsaufnahmen und Bewertungen von Landschaftsplänen sowie sonstigen Plänen mit 

umweltrelevanten Inhalten sind in der Umweltprüfung zu berücksichtigen. 

 
Untersuchungsinhalte und –umfang 

Zu betrachten sind regelmäßig die erheblichen Auswirkungen des Vorhabens auf folgende 

Schutzgüter/Umweltmedien: 

1. Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wirkungsgefüge, 

2. Landschaft und biologischer Vielfalt, 

3. den Menschen und seine Gesundheit sowie die Bevölkerung insgesamt, 

4. die Wechselwirkungen zwischen den einzelnen Belangen des Umweltschutzes, 

5. Kultur- und sonstige Sachgüter.  



 

1.2 Ziele und Inhalte des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes  
 

Planungsabsicht 

Ziel des Bebauungsplans ist die Entwicklung neuer innerstädtischer kommunaler Gewerbe-

flächen. Die innerstädtische Brachfläche des ehemaligen Produktenbahnhofs soll einer 

Nachfolgenutzung zugeführt werden. Am Standort sollen überwiegend mittelständische Ge-

werbe- und Handwerksbetriebe angesiedelt werden. 

Die Umsetzung der Planung dient somit der Gewährleistung einer weiterhin positiven Ent-

wicklung des Sektors Gewerbe und Handwerk, der Reduzierung der Flächeninanspruch-

nahme bisheriger Außenbereichsflächen und der Attraktivitätssteigerung des Standortes am 

Übergang von der Innenstadt zum Stadtteil Sonnenberg. Die vollständige Freistellung der 

Flächen von Bahnbetriebszwecken und der Überführung der Grundstücke in das Eigentum 

der Stadt Chemnitz soll bis zum Satzungsbeschluss erfolgen. 

Die Steuerung des Einzelhandels im Geltungsbereich des Bebauungsplans erfolgt unter 

Berücksichtigung des Einzelhandels- und Zentrenkonzeptes für die Stadt Chemnitz gemäß 

Beschluss B-261/2016 vom 07.12.2016. 

 

Die Verkehrserschließung des Plangebietes basiert auf einer Vorplanung der ITP Ingenieur-

büro Tiefbauplanung GmbH, Lichtenstein. Die Erschließung des Plangebietes erfolgt durch 

die Anlage einer Stichstraße ausgehend von der Dresdner Straße. Im Ausbauquerschnitt 

sind neben der 6,50 m breiten Fahrbahn selbst, beidseitig angeordnete 2,50 m breite Park-

flächen und 2,50 m breite Gehwege vorgesehen. 

Ausgehend von der geplanten Haupterschließungsstraße, die öffentlich gewidmet werden 

soll, stehen in östliche Richtung, begrenzt durch vorhandene Gewerbeansiedlungen an der 

Dresdner Straße (Autohandel), Grundstückstiefen von 70 - 80 m zur Verfügung. Westlich 

der geplanten Haupterschließungsstraße stehen Grundstückstiefen von 60 - 70 m zur Ver-

fügung. Damit können hier in Abhängigkeit von den Grundstücksbreiten Grundstücksgrößen 

von ca. 2.500 bis 6.000 m² bereitgestellt werden. 

 

Im Bereich der August-Bebel-Straße werden Flächen für den Ausbau des Chemnitzer Mo-

dells Stufe 3 freigehalten. Bis zur Inanspruchnahme für das Chemnitzer Modell bleibt dieser 

Bereich als begrünte Böschung erhalten. 

 

Der Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan wurde am 16.09.2014 (Beschluss-Nr. B-

279/2014) durch den Planungs-, Bau- und Umweltausschuss neu gefasst. 

 



Lage und Größe des Plangebietes  

Das Plangebiet befindet sich in innenstadtnaher Lage im Nordosten des Stadtteils Chem-

nitz-Zentrum. Die Fläche war Teil des Chemnitzer Hauptbahnhofs und diente der Abferti-

gung und Lagerung von Gütern (ehemaliger Produktenbahnhof). Das Plangebiet wird durch 

das Bahngelände sowie die August-Bebel-Straße und die Dresdner Straße begrenzt.  

 

Der Geltungsbereich umfasst die Flurstücke 1160/10, 1160/13, 1160/14, 1160/36, 1160/37, 

1160/38, 1160/39, 1160/42, 1160/64, 1160/65 (Teilfläche), 1160/75, 1160/76, 2070/1, 

2070/2, 2072/1, 2072/2, 2072/3, 2072d der Gemarkung Chemnitz. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst eine Fläche von ca. 7,4 ha. 

 

Art und Maß der baulichen Nutzung 

Das Plangebiet wird als Gewerbegebiet nach § 8 BauNVO ausgewiesen. Gewerbegebiete 

dienen vorwiegend der Unterbringung von nicht erheblich belästigenden Gewerbebetrieben. 

Das Gebiet soll entsprechend dem Bedarf der Chemnitzer Wirtschaft vorrangig kleinen und 

mittleren Produktions-, Handwerks- und Dienstleistungsunternehmen dienen. 

Um schädliche Umweltauswirkungen auf angrenzende Nutzungen auszuschließen wurde 

durch das Ingenieurbüro Ulbricht GmbH, Mittweida ein schalltechnisches Gutachten erstellt, 

das eine Lärmkontingentierung für alle Flächen innerhalb des Gewerbegebietes vorsieht. 

Die in Gewerbegebieten allgemein zulässigen Einzelhandelsbetriebe wurden ausgeschlos-

sen, um negative Auswirkungen auf den zentralen Versorgungsbereich Innenstadt und das 

angrenzende Einkaufszentrum „Sachsenallee“ zu vermeiden. Es werden entsprechend dem 

Einzelhandels- und Zentrenkonzept der Stadt Chemnitz nur solche Einzelhandelsbetriebe 

zugelassen, die in unmittelbarem räumlichen Zusammenhang mit Handwerks- oder produ-

zierenden Gewerbebetrieben stehen.  

 

In den Gewerbegebieten wird eine Grundflächenzahl (GRZ) von 0,8 und eine Geschossflä-

chenzahl (GFZ) von 2,4 festgesetzt.  

Die Gebäudehöhe der baulichen Anlagen wurde im Baugebiet GE 1 (Dresdner Straße) mit 

max. 12 m und in den Baugebieten GE 2 - 4 mit max. 15 m festgesetzt. 

Im Baugebiet GE 1 ist eine offene Bauweise festgesetzt. In den Baugebieten GE 2 - 4 ist die 

abweichende Bauweise festgesetzt. Die Abweichung von der offenen Bauweise besteht in 

der Zulässigkeit von Verkettungen von mehr als 50 m Gesamtlänge. 

 

 

1.3 Berücksichtigung von Umweltschutzzielen aus Gesetzen und Fachplanungen 
 



Übergeordnete Planungen 

Für Bebauungsplanverfahren besteht eine Anpassungspflicht an die Ziele der Raumordnung 

und Landesplanung. Diese Ziele sind im Landesentwicklungsplan Sachsen vom 14.08.2013 

(LEP 2013) verankert. Der LEP 2013 ist mit der Verkündung im Sächsischen Gesetz- und 

Verordnungsblatt am 31.08.2013 in Kraft getreten. 

Das Planvorhaben zur Wiedernutzung einer innerstädtischen Verkehrsbrache in der Nähe 

einer ÖPNV-Schnittstelle wird den Zielen und Grundsätzen des LEP 2013 bezüglich der 

Maßgaben zum Siedlungswesen und zur gewerblichen Wirtschaft vollumfänglich gerecht. 

 

Die Stadt Chemnitz gehört zum Planungsverband Region Chemnitz. Für das Plangebiet ist 

der seit 31.07.2008 rechtskräftige Regionalplan Chemnitz-Erzgebirge relevant. Gegenwärtig 

erfolgt die Neuaufstellung des Regionalplans für die Region Chemnitz. 

Entsprechend den Grundsätzen und Zielen der Regionalplanung sollen zur Sicherung der 

Standortvoraussetzungen für die Entfaltung von Industrie und Gewerbe vor allem vorhande-

ne erschlossene Flächenpotenziale und aktivierbaren Brachen genutzt werden. 

 

 

Bauleitplanung, Fachplanungen und informelle Planungen  

Der seit dem 24.10.2001 wirksame Flächennutzungsplan der Stadt Chemnitz wurde im Be-

reich des Plangebietes geändert. Die 40. Änderung des Flächennutzungsplans ist seit dem 

17.08.2016 wirksam. Das Plangebiet ist im wirksamen Flächennutzungsplan der Stadt 

Chemnitz als gewerbliche Baufläche dargestellt. Der Bebauungsplan kann somit gemäß § 8 

Abs. 2 BauGB aus dem Flächennutzungsplan entwickelt werden.  

 

Der Landschaftsplan der Stadt Chemnitz liegt mit Stand 2001 vor.  

Das Plangebiet wird darin dem Klimatop Bahnanlagen zugeordnet. In der Planungshinweis-

karte erfolgte die Einbeziehung des Standortes in bebaute Gebiete mit mittlerer Klimarele-

vanz ohne nennenswerte klimaökologische Empfindlichkeit gegenüber Nutzungsintensivie-

rung und Bebauungsverdichtung. Weitere landschaftsplanerische Vorgaben bestehen für 

den Standort nicht. 

Das Plangebiet ist in keine Schutzgebiete gemäß BNatSchG, SächsNatSchG oder EU-

Recht (FFH- Gebiete, Vogelschutzgebiete) einbezogen.  

 

Westlich angrenzend an das Plangebiet wurde im Rahmen eines Planfeststellungsverfah-

rens der Eisenbahnbetriebshof des VMS entwickelt. Daraus resultiert eine Reduzierung des 

Geltungsbereichs des Bebauungsplans im nordwestlichen Bereich. 

 



Im Bereich der August-Bebel-Straße werden Flächen für den Ausbau des Chemnitzer Mo-

dells Stufe 3 freigehalten. Die Darstellung von Flächen die von der Bebauung freizuhalten 

sind, soll die spätere Realisierung des Vorhabens sichern. 

 

Die Planung zum Ausbau des Inneren Stadtrings Bebauungsplan B-92/89 „Innerer Stadtring 

zwischen Zwickauer Straße/Thomas-Mann-Platz“, die das Plangebiet an seinen nördlichen 

und östlichen Rändern teilweise überlagert, wurde nicht weitergeführt.  

 

Der Stadtrat hat am 17.12.2014 den Städtebaulichen Rahmenplan „Sonnenberg-Nord“ be-

schlossen. Mit dem städtebaulichen Rahmenplan wurden die Entwicklungs- und Gestal-

tungsziele für den Stadtraum nördlicher Sonnenberg hinreichend konkretisiert, so dass da-

mit Leitlinien für künftige Entscheidungen zu konkreten Bauleitplanungen, Baumaßnahmen 

und Förderprogrammen im Zeitraum bis 2030 vorgegeben sind. 

 

 

Sonstige Ziele und Programme des Umweltschutzes 

IMMISSIONSSCHUTZ 

Maßgebliche, anzuwendende gesetzliche Grundlagen bilden das Bundes-

Immissionsschutzgesetz (BImSchG) – Gesetz zum Schutz vor schädlichen Umwelteinwir-

kungen durch Luftverunreinigungen, Geräusche, Erschütterungen und ähnliche Vorgänge, 

die 16. BImSchV anzuwenden für die Erschließungsstraßen/Bahnverkehr sowie die 

DIN 18005 Schallschutz im Städtebau. 

Zweck des BImSchG ist es, Menschen, Tiere und Pflanzen, den Boden, das Wasser, die 

Atmosphäre sowie Kultur- und sonstige Sachgüter vor schädlichen Umwelteinwirkungen zu 

schützen und dem Entstehen schädlicher Umwelteinwirkungen vorzubeugen. 

Die gesetzlichen Vorgaben und Begriffsbestimmungen geben die maßgeblichen Umwelt-

qualitätsziele aus der Sicht des Immissionsschutzes vor. 

Im Rahmen der Bauleitplanung sind diese Vorgaben zu beachten, einzustellen und umzu-

setzen.  

Zur Sicherstellung der Einhaltung der Immissionsrichtwerte an der nächstgelegenen Wohn-

bebauung wurde durch das Ingenieurbüro Ulbricht GmbH, Mittweida ein schalltechnisches 

Gutachten mit Stand 26.04.2018 erstellt. Ziel ist es dabei, eine auf die maßgebliche Umge-

bung bzw. schutzwürdige Nutzungen (Immissionsorte) abgestimmte Geräuschkontingentie-

rung für die einzelnen Gewerbegebiete (GE 1 – GE 4) vorzunehmen. Entsprechende maxi-

mal mögliche Schallemissionen der einzelnen Gewerbeflächen wurden ermittelt (Geräusch-

kontingentierung nach DIN 45691). Die Beurteilung erfolgte nach DIN 18005, Beiblatt 1. Die 



ermittelten Lärmkontingente werden in Form von flächenbezogenen Schalleistungspegeln 

für Tag- und Nachtzeiträume sowie Zusatzkontingenten festgesetzt. 

 

BODENSCHUTZ/ALTLASTEN 

Maßgebliche, anzuwendende gesetzliche Grundlagen bilden das Bundes-Bodenschutz-

gesetz (BBodSchG) – Gesetz zum Schutz vor schädlichen Bodenveränderungen und zur 

Sanierung von Altlasten sowie das Sächsische Abfallwirtschafts- und Bodenschutzgesetz 

(SächsABG). 

Zweck des BBodSchG ist es, nachhaltig die Funktionen des Bodens zu sichern oder wie-

derherzustellen. Hierzu sind schädliche Bodenveränderungen abzuwehren, der Boden und 

Altlasten sowie hierdurch verursachte Gewässerverunreinigungen zu sanieren und Vorsorge 

gegen nachteilige Einwirkungen auf den Boden zu treffen. Bei Einwirkungen auf den Boden 

sollen Beeinträchtigungen seiner natürlichen Funktionen sowie seiner Funktion als Archiv 

der Natur- und Kulturgeschichte so weit wie möglich vermieden werden. 

In § 1a BauGB wird ein sparsamer und schonender Umgang mit Grund und Boden gefor-

dert. Dabei wird auf die prioritäre Nutzung von Brachen, Nachverdichtung und Innenentwick-

lung verwiesen. Bodenversiegelungen sind auf das notwendige Maß zu begrenzen. Land-

wirtschaftliche Flächen sollen nur im notwendigen Umfang in Anspruch genommen werden. 

Altlastverdächtige Flächen sind Altablagerungen und Altstandorte, bei denen der Verdacht 

schädlicher Bodenveränderungen oder sonstiger Gefahren für den Einzelnen oder die All-

gemeinheit besteht.  

 

Durch die Stadt Chemnitz wurde eine Baugrundvoruntersuchung in Auftrag gegeben. Der 

Ergebnisbericht des Ingenieurbüros Eckert GmbH, Chemnitz liegt mit Stand 21.06.2015 vor. 

Neben der Bewertung der altlastenrelevanten Bereiche wurde eine Baugrunderkundung 

beauftragt. Als grundlegende Zielstellungen galten die Ermittlung der geologischen und hyd-

rogeologischen Situation, Feststellung der wesentlichen vorhabenrelevanten ingenieurgeo-

logischen Verhältnisse des Standortes sowie Herausstellung von für die Erschließung des 

Areals bauplanungsseitig kostenrelevanten Besonderheiten. 

 

 

 

WASSERSCHUTZ 

Maßgebliche, anzuwendende gesetzliche Grundlagen bilden das Wasserhaushaltsgesetz 

(WHG) – Gesetz zur Ordnung des Wasserhaushalts sowie das Sächsische Wassergesetz 

(SächsWG). 



Die Grundwasserneubildung darf durch Versiegelung und Beeinträchtigung der Versicke-

rung nicht über das notwendige Maß hinaus behindert werden. Bei Erdaufschlüssen ist das 

Grundwasser vor Verunreinigungen oder sonstigen nachteiligen Veränderungen zu schüt-

zen.  

Als Überschwemmungsgebiete gelten kraft Gesetzes Gebiete, die bis zu einem Hochwas-

serereignis, wie es statistisch einmal in hundert Jahren zu erwarten ist, überschwemmt wer-

den, soweit diese Gebiete in Karten der Wasserbehörden dargestellt sind.  

An Gewässern nach SächsWG sind Gewässerrandstreifen gemäß §38 Wasserhaushaltsge-

setz i. V. m. mit §50 Sächs. Wassergesetz einzuhalten (bauliche und sonstige Anlagen sind 

hier unzulässig). 

Innerhalb des Plangebietes sind keine Oberflächengewässer vorhanden und auch keine 

Schutzgebiete (Überschwemmungsgebiete, Trinkwasserschutzgebiete) ausgewiesen.  

 

Die Abwasserbeseitigung umfasst häusliches Schmutzwasser und Niederschlagswasser. 

Das Schmutzwasser unterliegt der öffentlichen Abwasserbeseitigung. Regenwasser kann 

gedrosselt in den vorhandenen Kanal in der August-Bebel-Straße eingeleitet werden.  

 

NATUR- UND LANDSCHAFTSSCHUTZ 

Maßgebliche, anzuwendende gesetzliche Grundlagen bilden das Bundesnaturschutzgesetz 

(BNatSchG) sowie das Sächsische Naturschutzgesetz (SächsNatSchG). 

Nach § 1 (1) BNatSchG sind Natur und Landschaft auf Grund ihres eigenen Wertes und als 

Grundlage für Leben und Gesundheit des Menschen auch in Verantwortung für die künftigen 

Generationen im besiedelten und unbesiedelten Bereich nach Maßgabe der nachfolgenden 

Absätze so zu schützen, dass  

• die biologische Vielfalt, 

• die Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts einschließlich der Regene-

rationsfähigkeit und nachhaltigen Nutzungsfähigkeit der Naturgüter sowie 

• die Vielfalt, Eigenart und Schönheit sowie der Erholungswert von Natur und Land-

schaft 

 

auf Dauer gesichert sind. Der Schutz umfasst auch die Pflege, die Entwicklung und, soweit 

erforderlich, die Wiederherstellung von Natur und Landschaft (allgemeiner Grundsatz). 

Der Verursacher eines Eingriffs gemäß BNatSchG ist zu verpflichten, vermeidbare Beein-

trächtigungen von Natur und Landschaft zu unterlassen. Der Verursacher ist zu verpflichten, 

unvermeidbare Beeinträchtigungen durch Maßnahmen des Naturschutzes und der Land-

schaftspflege vorrangig auszugleichen (Ausgleichsmaßnahmen) oder in sonstiger Weise zu 



kompensieren (Ersatzmaßnahmen). Der Eingriff darf nicht zugelassen oder durchgeführt 

werden, wenn die Beeinträchtigungen zu vermeiden oder nicht in angemessener Frist aus-

zugleichen oder in sonstiger Weise zu kompensieren sind und die Belange des Naturschut-

zes und der Landschaftspflege bei der Abwägung aller Anforderungen an Natur und Land-

schaft anderen Belangen im Range vorgehen. 

Aufgrund der vollständigen baulichen Vornutzung des Standortes sowie der Lage innerhalb 

des Siedlungsbereiches ist die naturschutzfachliche Eingriffsregelung gemäß §15 

BNatSchG vorliegend nicht anzuwenden.  

 

Schutzgebiete i. S. der §§ 16 – 21, des Sächsischen Naturschutzgesetz (SächsNatSchG) 

sowie nach § 30 Bundesnaturschutzgesetz (BNatSchG) i. V. mit § 21 SächsNatSchG ge-

setzlich geschützte Biotope werden von diesem Planvorhaben nicht betroffen.  

 

Für das Planverfahren sind die rechtlichen Vorgaben zum Artenschutz relevant. Neben den 

generellen Vorschriften zum Schutz wildlebender Tier- und Pflanzenarten des 

§ 24 SächsNatSchG sind insbesondere die ergänzenden Vorschriften für besonders ge-

schützte und bestimmte andere Tier- und Pflanzenarten in § 44 BNatSchG maßgeblich. 

Parallel zur Aufstellung des Bebauungsplans erfolgte eine spezielle artenschutzrechtliche 

Prüfung (saP) für das Plangebiet. Innerhalb der saP wurden insbesondere die naturschutz-

fachlichen Voraussetzungen für die Abwendung der Verbote des § 44 BNatSchG im Sinne 

des § 44 Abs. 5 BNatSchG oder für eine Befreiung gemäß § 67 Abs. 2 BNatSchG geprüft. 

Dazu zählen Vermeidungs- und Minderungsmaßnahmen, vorgezogene Ausgleichsmaß-

nahmen sowie Kompensationsmaßnahmen, die zur Vermeidung oder zum Ausgleich der 

Beeinträchtigungen der geschützten Arten notwendig sind. 



2.  Beschreibung und Bewertung der Umweltauswirkungen 
 

Durch Planungen ergeben sich Auswirkungen auf die Umwelt. Diese können teilweise zu 

Beeinträchtigungen der Schutzgüter führen. Wesentliche nachteilige Wirkungen von bauli-

chen Nutzungen sind insbesondere: 

- Versiegelung von Böden und Veränderung von Standorten für Pflanzen und Tiere; 

- Verminderung der Grundwasseranreicherung und Erhöhung des Oberflächenwasserab-

flusses; 

- Erhöhung der Oberflächentemperaturen, Behinderung des Luftaustausches, Reduzierung 

der klimawirksamen Ausgleichsfunktionen; 

- Veränderungen des Landschafts- und des Ortsbildes; 

- Erhöhung der verkehrs- bzw. nutzungsbedingten Immissionen (z.B. Lärm / Abgase).  

 

Die nachfolgende Gliederung dieses Teils des Umweltberichtes erfolgt nach den Schutzgü-

tern/Umweltmedien deren Belange nach § 1 Abs. 6 Nr. 7 in der Abwägung zum Bauleitplan 

zu berücksichtigen sind. Innerhalb der einzelnen Kapitel sind jeweils folgende Punkte zu 

behandeln: 

1. Beschreibung und Bewertung des derzeitigen Umweltzustandes einschließlich der 

Umweltmerkmale der voraussichtlich erheblich durch die Planung beeinflussten Gebiete 

(gemäß Anlage Nr. 2 a zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB) 

2. Beschreibung der derzeitigen für den Plan relevanten Umweltprobleme  

3. Prognose der Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung inkl. 

der voraussichtlichen erheblichen Umweltauswirkungen der Planung und der Auswir-

kungen auf andere Pläne und Programme (gemäß Anlage Nr. 2 b zu § 2 Abs. 4 und 

§ 2a BauGB) 

4. Prognose der Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Pla-

nung (gemäß Anlage Nr. 2 b zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB) 

5. Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, zur Verringerung und zum Ausgleich der nach-

teiligen Umweltauswirkungen (gemäß Anlage Nr. 2 c zu § 2 Abs. 4 und § 2a BauGB) 

 



2.1 Schutzgut Mensch, Gesundheit und Bevölkerung 
 

Beschreibung und Bewertung des derzeitigen Umweltzustandes 

Der Standort ist durch die langjährige intensive Nutzung zu Bahnbetriebszwecken als Um-

schlagplatz für Güter (Produktenbahnhof) vorbelastet. Das Plangebiet ist geprägt von maro-

der, für die geplante gewerbliche Nutzung überwiegend nicht nachnutzbarer Gebäudesub-

stanz.  

Die Brachfläche stellt mit der verschlissenen, ruinösen Gebäudesubstanz für die Bevölke-

rung und die öffentliche Sicherheit eine Gefährdung dar.  

Der Standort befindet sich im Übergangsbereich vom Stadtzentrum zum Stadtteil Sonnen-

berg. Derzeit bestehen nachteilige Auswirkungen auf das städtische Erscheinungsbild, ins-

besondere in Hinblick auf den benachbarten Sonnenberg und den Hauptbahnhof.  

Die Konversionsfläche befindet sich in verkehrs- und siedlungsstrukturell umschlossener 

innerstädtischer Lage und ist für die Nachnutzung als Gewerbegebiet geeignet. 

Relevant ist bei der vorgesehenen Planung die Belastung der Fläche durch verkehrsbeding-

ten Lärm und durch Luftschadstoffe verursacht von der August-Bebel-Straße und der Dres-

dner Straße sowie den Hauptbahnhof und den Bahnbetriebshof des VMS. 

 

Bewertung 

Der Umweltzustand des Plangebietes ist in Bezug auf das Schutzgut Mensch, Gesundheit 

und Bevölkerung aufgrund der Vornutzung und der umgebenden verkehrsbedingten Auswir-

kungen erheblich beeinträchtigt.  

 

 

 

Ehemaliger Produktenbahnhof 

 

Bebauung Dresdner Straße 

 



Prognose der Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung 

• Nachnutzung innerstädtischer Konversionsflächen, Beseitigung ruinöser Bausubstanz, 

Beseitigung von Gefahrenpotenzialen,  

• Entwicklung eines innerstädtischen Gewerbegebietes insbesondere für standortverträgli-

che kleinere und mittlere Unternehmen, Schaffung von Arbeitsplätzen, 

• Verbesserung des Erscheinungsbildes und der Aufenthaltsqualität innerstädtischer Be-

reiche insbesondere in Hinblick auf den benachbarten Sonnenberg, 

• bei Einhaltung der flächenbezogenen Schallleistungspegel einschließlich der Zusatzkon-

tingente für Tag- und Nachtzeiträume in den Gewerbegebieten auf Grundlage der Schal-

limmissionsprognose keine schädlichen Umweltauswirkungen zu erwarten, 

• Verkehrserschließung durch Stichstraße ausgehend von der Dresdner Straße unter Nut-

zung der topografischen und verkehrstechnischen Voraussetzungen, 

• Freihaltung von Flächen für die Trassenführung des Chemnitzer Modells Stufe 3 im Be-

reich der August-Bebel-Straße, 

• bei Umsetzung einer qualifizierten und dem Stand der Technik entsprechenden Bauaus-

führung sind keine erheblichen Auswirkungen auf die Umgebung zu erwarten  

 

Prognose der Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung bliebe die derzeitige Brachfläche des Produktenbahn-

hofs weiter bestehen. Es würde zu einem weiteren Verfall der Gebäude kommen. Vom Ge-

lände würden dann zunehmend Gefahren für die Bevölkerung durch einstürzende Gebäude-

teile ausgehen. Es könnte zu Vandalismus im Gebiet kommen.  

Die Aufenthaltsqualität für die Bewohner der Umgebung insbesondere des Sonnenbergs 

sowie für die Nutzer des benachbarten Hauptbahnhofs würde durch das negative Erschei-

nungsbild des Geländes beeinträchtigt. 

Bei Nichtdurchführung der Planung erfolgt keine Bereitstellung erforderlicher Gewerbeflä-

chen und keine Schaffung von Arbeitsplätzen. 

Der erheblich beeinträchtigte Umweltzustand würde erhalten bleiben. 

 

Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, zur Verringerung und zum Ausgleich 

• auf die umgebenden schutzwürdigen Nutzungen abgestimmte Geräuschkontingentie-

rung für die Gewerbegebiete auf Grundlage einer Schallimmissionsprognose, 

• Festsetzung von flächenbezogenen Schallleistungspegeln sowie von Zusatzkontingen-

ten für Tag- und Nachtzeiträume, 

• Umsetzung eines gebietsverträglichen, dem Stand der Technik entsprechenden Er-

schließungssystems,  



• Umsetzung eines zügigen, koordinierten Bauablaufs/Vermeidung/Minimierung von Be-

lastungen der Bevölkerung/Bewohner angrenzender Wohngebiete (Verkehrslärm, Bau-

lärm, Stäube), 

• kontinuierliche Straßen- und Flächenreinigung zur Staub- und Schmutzbindung sowie 

Baustellenbefeuchtung während der Bauphase  

 

Zur Sicherstellung der Einhaltung der Immissionsrichtwerte an der nächstgelegenen Wohn-

bebauung wurde durch das Ingenieurbüro Ulbricht GmbH, Mittweida ein schalltechnisches 

Gutachten mit Stand 26.04.2018 erstellt. Ziel ist es dabei, eine auf die maßgebliche Umge-

bung bzw. schutzwürdige Nutzungen (Immissionsorte) abgestimmte Geräuschkontingentie-

rung für die einzelnen Gewerbegebiete (GE 1 – GE 4) vorzunehmen. Entsprechende maxi-

mal mögliche Schallemissionen der einzelnen Gewerbeflächen wurden ermittelt (Geräusch-

kontingentierung nach DIN 45691). Die Beurteilung erfolgte nach DIN 18005, Beiblatt 1. Die 

ermittelten Lärmkontingente werden in Form von flächenbezogenen Schalleistungspegeln 

für Tag- und Nachtzeiträume festgesetzt. 

In Variante 1 wurden die vorhandenen schutzwürdigen Nutzungen in der Umgebung be-

rücksichtigt. In Variante 2 wurden Immissionsorte auf Flächen östlich der Dresdner Straße 

berücksichtigt, die derzeit noch unbebaut sind, wo aber eine schutzbedürftige Nutzung künf-

tig nicht ausgeschlossen werden soll.  

Um die Entwicklung im Bereich östlich der Dresdner Straße nicht einzuschränken, wurden 

die Werte entsprechend Variante 2 festgesetzt. Damit wird sichergestellt, dass benachbarte 

Nutzungen durch das Gewerbegebiet nicht beeinträchtigt werden. 

 

Folgende Festsetzungen werden in den jeweiligen Baugebieten getroffen: 

Zulässig sind Vorhaben (Betriebe und Anlagen), deren Geräusche die in der folgenden Ta-

belle angegebenen Emissionskontingente LEK nach DIN 45691 weder tags (6:00 Uhr bis 

22:00 Uhr) noch nachts (22:00 Uhr bis 6:00 Uhr) überschreiten.  

 

 

Teilfläche 

Emissionskontingente LEK in dB(A) 

tags nachts 

GE 1 57 45 

GE 2 63 49 

GE 3 67 50 

GE 4 60 45 



Die Prüfung der Einhaltung erfolgt nach DIN 45691:2006-12, Abschnitt 5. 

 

Für die im Plan dargestellten Richtungssektoren A bis L erhöhen sich die Emissionskontin-

gente LEK um folgende Zusatzkontingente LEK,zus,k:  

 

 

Die Prüfung der planungsrechtlichen Zulässigkeit des Vorhabens erfolgt nach DIN 

45691:2006-12, Abschnitt 5, wobei in den Gleichungen (6) und (7) der Norm für die Immissi-

onsorte j im Richtungssektor k LEK,i durch LEK,i + LEK,zus,k zu ersetzen ist. 

 

 

Richtungssektor (k) 

Abgrenzung Sektor 

Bezugspunkt: 

RW 354668; HW 5634440 

Nord = 0° 

 

Zusatzkontingente LEK,zus,k in dB(A) 

Anfang Ende tags nachts 

A 71° 121° 2 0 

B 121° 178° 0 0 

C 178° 204° 6 5 

D 204° 237° 7 5 

E 237° 268,5° 11 11 

F 268,5° 273° 9 9 

G 273° 291° 8 8 

H 291° 309° 6 7 

I 309° 322° 3 4 

J 322° 357° 6 7 

K 357° 40° 3 3 

L 40° 71° 6 5 



 
 

Mit dem Bauantrag/der Bauanzeige ist zur Ermittlung der Gewerbelärmimmissionen ein qua-

lifiziertes Sachverständigengutachten zum Nachweis der Einhaltung der schallschutztechni-

schen Festsetzungen des Bebauungsplanes Nr. 96/21 „Gewerbegebiet Dresdner Straße“ 

vorzulegen. 

Mit den ermittelten Emissionskontingenten für die Teilflächen des Plangebietes werden die 

Orientierungswerte der DIN 18005, Beiblatt 1 eingehalten und das Gebiet kann bestmöglich 

ausgenutzt werden.  

 

Fazit 

Bei Umsetzung der Planung sind bei Beachtung festgesetzten Maßnahmen insbesondere 

zur Lärmkontingentierung keine erheblichen planbedingten Umweltauswirkungen auf das 

Schutzgut Mensch, Gesundheit und Bevölkerung zu erwarten. 

 

  



2.2 Schutzgut Pflanzen und Tiere, biologische Vielfalt 
 

Beschreibung und Bewertung des derzeitigen Umweltzustandes 

Schutzgebiete bzw. Schutzobjekte gemäß EU-Recht, BNatSchG sowie SächsNatSchG sind 

am Standort und der relevanten Umgebung nicht vorhanden.  

Der Standort ist durch die langjährige intensive Nutzung zu Bahnbetriebszwecken als Um-

schlagplatz für Güter (Produktenbahnhof) vorbelastet.  

Das Plangebiet ist geprägt von überwiegend maroder Gebäudesubstanz. Durch die Aufgabe 

der Nutzung hat sich in den unbebauten Bereichen ein Gehölzbestand entwickelt. 

Kennzeichnend für das Plangebiet sind typische innerstädtische Brach- und Ruderalflächen 

mit Sukzessionsgehölzen (ca.10 - 20 Jahre) aus Birke, Salweide, Espen, Rosen und Weiß-

dorn. Weiterhin sind weite Teile der Fläche mit Natternkopf (Echium vulgare), Nachtkerzen 

(Oenanthe spp.), Landreitgras (Calamagrostis epigejos), Kanadischer Goldrute (Solidago 

canadensis), Rainfarn (Tanacetum vulgare), Wilder Möhre (Daucus carota), Königskerzen 

(Verbascum spp.), Weidenröschen (Epilobium spp.), Johanneskraut (Hypericum perforatum) 

bewachsen.  

Alter Baumbestand (Weide, Ahorn, Eiche) ist im Bereich der Böschung zur August-Bebel-

Straße vorhanden. Straßenbegleitender Baumbestand besteht an der Dresdner Straße. 

Die ca. 300 - 400 m langen Hallen im Zentrum des Gebietes und die alten Ziegelsteinge-

bäude am West – und Ostrand bieten vor allem Lebensraum für gebäudebewohnende Tier-

arten und Fledermäuse. Die Schotterflächen mit Ausbildung als offenlandgeprägte Sekun-

därbiotope mit Gräsern, ruderalen Stauden und initialer Gehölzentwicklung sind als Lebens-

raum für Waldeidechsen geeignet. Da die Waldeidechse nur eine national geschützte Art ist, 

entfällt dafür die Betrachtung i. S. des § 45 Abs. 7 BNatSchG. 

 

 

Gehölzaufwuchs im Plangebiet, straßenbe-
gleitende Gehölze an der Dresdner Straße 

 

Gehölzbestand an der August-Bebel-Straße  

 



Im Rahmen des Planverfahrens wurde ein artenschutzrechtliches Gutachten durch die igc 

Ingenieurgruppe Chemnitz mit Stand 08.10.2015 erstellt.  

Neben Vogelarten (insgesamt 24 Arten, davon 16 Brutvögel, für Gartenrotschwanz, Haus-

rotschwanz, Star und Turmfalke wurde eine vertiefende Prüfung durchgeführt) sind auch die 

Waldeidechse (mehrere Nachweise auch mit Reproduktionsnachweis) und potenziell auch 

Fledermäuse (als Nahrungsgäste im geeigneten Jagdgebiet, geeignete Nischenquartiere) 

für das Vorhaben zu betrachten. Der Nachtkerzenschwärmer kommt im Gebiet nicht vor. Die 

besonders und streng geschützten Arten wurden in einer vertiefenden artenschutzrechtli-

chen Prüfung betrachtet. Im Ergebnis der Prüfungen war festzustellen, dass entsprechende 

Vermeidungs- bzw. Kompensationsmaßnahmen (CEF-Maßnahmen) aus artenschutzrechtli-

chen Gründen (§ 44 BNatSchG) notwendig sind. 

 

Bewertung 

Der Umweltzustand des Plangebietes ist in Bezug auf das Schutzgut Pflanzen und Tiere 

aufgrund der Vornutzung beeinträchtigt. Brach- und Ruderalflächen innerhalb des bebauten 

Bereichs stellen zwar ökologisch wertvolle Stadtbiotope dar. Eingriffe können aber vermie-

den, verringert bzw. ausgeglichen werden.  

Aufgrund der innerstädtischen Lage, der baulichen Vornutzung, der Ausweisung des Stan-

dortes als Gewerbegebiet im Flächennutzungsplan der Stadt Chemnitz sowie des beste-

henden Bedarfs an Gewerbeflächen ist eine gewerbliche Nutzung des Areals anzustreben. 

 

Prognose der Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung 

• Nachnutzung innerstädtischer Konversionsflächen für die gewerbliche Nutzung,  

• Beseitigung ruinöser Bausubstanz, Beseitigung von Lebensstätten unter Vermeidung 

von Verbotstatbeständen gemäß § 44 BNatSchG, 

• im Zuge der Umsetzung der Planung kommt es zur Baufeldfreimachung, dabei werden 

die ruderalen Gehölzbestände im ehemaligen Bahngelände gerodet, Gehölzbestände 

sind nur außerhalb der Brutzeiten zu beseitigen, 

• straßenbegleitende Gehölze sind zu erhalten, 

• unter Beachtung und Umsetzung von artenschutzrechtlichen Vermeidungsmaßnahmen 

sowie Minimierungs-, Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen wird das Vorhaben zu keinen 

erheblichen Umweltauswirkungen auf die Schutzgüter Pflanzen und Tiere führen, 

• Sicherstellung einer Mindestbegrünung der Gewerbegrundstücke einschließlich der pri-

vaten Stellplätze mit standortgerechten Sträuchern und Gehölzen, 

• die Gehölzausstattung und die sonstige Bepflanzung wird sich gewerbegebietstypisch 

entwickeln 



 

Prognose der Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung bliebe die derzeitige Brachfläche des Produktenbahn-

hofs weiter bestehen. Es würde zu einem weiteren Verfall der Gebäude kommen.  

Eine weitere Verdichtung ruderaler Gehölzbestände und eine Zunahme der Tierbestände 

würde eintreten. Der Umweltzustand würde sich nicht wesentlich ändern. 

 

Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, zur Verringerung und zum Ausgleich 

• Erhalt straßenbegleitender Gehölze entlang der Dresdner Straße, 

• Schutz der Gehölze im Randbereich der südlichen Teilfläche des Thomas-Mann-Platzes, 

• während der Baumaßnahmen sind, soweit erforderlich, zu erhaltende Gehölze entspre-

chend der DIN 18920 Landschaftsbau zu schützen, Lagerung von Baumaterial und 

Baustelleneinrichtungen im Wurzelraum der Bäume ist unzulässig,  

• bei Gehölzpflanzungen ausschließlich standortgerechtes, autochthones Pflanzgut heimi-

scher Herkunft verwenden unter Bezug auf die Pflanzliste der Stadt Chemnitz, 

• Herstellen einer ansprechenden, standortgerechten und dauerhaften Grünordnung in-

nerhalb der privaten Gewerbegrundstücke, 

• Anbringen von Nisthilfen für Vögel und Fledermäuse an den vorhandenen denkmalge-

schützten Gebäuden,  

• Anlage eines Ersatzlebensraums für die Vogelarten Gartengrasmücke, Fitis und Garten-

rotschwanz außerhalb des Plangebietes 

 

Als Vermeidungsmaßnahmen sind bauzeitliche Beschränkungen zu beachten wie die Be-

seitigung der Vegetationsbestände außerhalb der Brutzeit (Gehölzfällungen, Beseitigung 

von Vegetationsbeständen von Oktober bis Februar), der Abriss der Gebäude außerhalb der 

Brutzeit von Vögeln und Wochenstubenzeit von Fledermäusen (September/Oktober am 

günstigsten). Die Beseitigung oder Umsetzung der vorhandenen Holz-/Bahnschwellenstapel 

ist im Zeitraum März-Mai bzw. August-September vorzunehmen (kein Winterquartier, keine 

Reproduktionszeit der Eidechsen). 

Die G.U.B. Ingenieur AG, Hauptniederlassung Zwickau wurde durch die Stadt Chemnitz mit 

der Baufeldfreimachung des Geländes beauftragt, die den Rückbau der ruinösen Gebäude 

und die Beseitigung des Gehölzaufwuchses beinhaltet. Damit wird auch gewährleistet, dass 

die erforderlichen Maßnahmen außerhalb der Vegetationszeiten und der Brutzeiten durch-

geführt werden (Berücksichtigung der Vermeidungsmaßnahmen).  

 



Im Plangebiet sind 6 Fledermauskästen, 5 Nischenbrüterkästen und 12 Höhlenbrüterkästen 

als Ersatzquartiere (CEF-Maßnahme) vorzusehen. 

Für Vögel und Fledermäuse sollen Ersatzquartiere an den Wandflächen der zu erhaltenden 

denkmalgeschützten Lagerhalle im westlichen Bereich des Plangebietes angebracht wer-

den. Anzahl und Standort wurden im Bebauungsplan festgesetzt. Die Maßnahme wurde 

bereits umgesetzt. 

Die Maßnahmen entsprechen den von der Europäischen Kommission eingeführten CEF-

Maßnahmen (CEF – continuous ecological functionality-measures) zur Sicherung der konti-

nuierlichen ökologischen Funktionalität. Eine vorgezogene Ausgleichsmaßnahme ist wirk-

sam, wenn die betroffene Lebensstätte mindestens eine gleichwertige ökologische Funktion 

erfüllt, d.h. die Lebensstätte mindestens die gleiche Ausdehnung und die gleiche oder bes-

sere Qualität für die zu schützenden Arten aufweist.  

 

Um die entstehenden Auswirkungen zu kompensieren, ist die Anlage eines Ersatzlebens-

raums (FCS-Maßnahme) für die Vogelarten Gartengrasmücke, Fitis und Gartenrotschwanz 

vorzusehen, der mit geeigneten Habitatstrukturen auszustatten ist. Dieser Ersatzlebensraum 

soll auf einer Fläche von ca. 3.000 m² innerhalb des Flurstücks 152/1 der Gemarkung Furth 

in der Feldflur Ebersdorfer Wald zur Verfügung gestellt werden, die an eine bereits beste-

hende Ausgleichsfläche angrenzt. Die Ausgleichsfläche ist entsprechend aufzuwerten. Die 

Fläche wird dem Plangebiet zugeordnet (Zuordnungsfestsetzung im Bebauungsplan). Die 

Schaffung des Ersatzlebensraums als Ausgleichsmaßnahme wird durch die Stadt Chemnitz, 

Grünflächenamt durchgeführt. 

FCS-Maßnahmen (favorable conservation status) stellen Maßnahmen zur Sicherung des 

Erhaltungszustandes dar. Hierbei ist eine Fertigstellung der Ausgleichsmaßnahmen vor Be-

ginn des Eingriffes anzustreben. Ist dies nicht möglich, muss ein Ausnahmeantrag nach § 67 

Abs. 1 BNatschG gestellt werden. Gibt es keine Alternativen zu dem geplanten Eingriff, so 

werden FCS-Maßnahmen ergriffen, die die Populationen der betroffenen Art in ihrem natür-

lichen Verbreitungsgebiet trotz der Ausnahmeregelung ohne Beeinträchtigung in einem 

günstigen Erhaltungszustand erhält. 

 

Fazit 

Unter der Voraussetzung, dass die o. g. Maßnahmen ordnungsgemäß und vollständig um-

gesetzt werden, tritt für keine der behandelten Arten ein Verbotstatbestand nach § 44 

BNatSchG ein. Bei Umsetzung der Planung sind bei Beachtung der festgesetzten Maßnah-

men keine erheblichen planbedingten Umweltauswirkungen auf das Schutzgut Pflanzen und 

Tiere, biologische Vielfalt zu erwarten. 

 



 

2.3 Schutzgut Fläche, Boden 
 

Beschreibung und Bewertung des derzeitigen Umweltzustandes 

Das Plangebiet befindet sich regionalgeologisch innerhalb des Chemnitzer Beckens. Der 

geologische Untergrund wird stratigrafisch dem Unterrotliegenden zugeordnet. Es werden 

Sedimentgesteine der Leukersdorf-Formation erwartet. Diese bestehen aus Ton-

/Schluffsteinen mit Sandstein- und Konglomerat-Einschaltungen. 

Bedingt durch die mehrheitlich im Zeitraum 1865 – 1870 errichteten Bahnanlagen wurde das 

Areal stark anthropogen überprägt. Zur Herstellung einer für den Bahnbetrieb geeigneten 

Ebene wurden Geländeaufträge und -abträge getätigt. 

Die Flurstücke 1160/35, 1160/42 und 2072/1 der Gemarkung Chemnitz sind im Sächsischen 

Altlastenkataster (SALKA) als Altlastenverdachtsflächen gemäß § 2 Abs. 6 Bundes-

Bodenschutzgesetz (BBodSchG) vom 17.03.1998 i. V. m. § 3 Abs. 1 Bundes-Bodenschutz 

und Altlastenverordnung (BBodSchV) vom 12.07.1999 erfasst. Die Flurstücke werden dem 

Altstandort „Hauptbahnhof C 5“ zugeordnet. 

Im Auftrag der Deutschen Bahn AG wurden auf dem Altstandort in den Jahren 1998 bis 

1999 eine Historische Erkundung, eine Orientierende Untersuchung und eine Detailuntersu-

chung durchgeführt. Die Berichte dazu liegen dem Umweltamt Chemnitz vor. Im Ergebnis 

dieser Untersuchungen wurden auf den vorgenannten Flurstücken 3 Bereiche mit einem 

Altlastverdacht ermittelt. Die Altlastenverdachtsflächen werden alle unter BELASSEN im 

SALKA geführt. Bei der Beurteilung der Altlastensituation wird von einer weiteren gewerbli-

chen/industriellen Nutzung ausgegangen. 

Bei Eingriffen in den Boden ist das freigelegte Material nicht uneingeschränkt im Sinne der 

Bestimmungen des KrWG zu verwerten. Während der Tiefbaumaßnahmen ist die gutachter-

liche und messtechnische Begleitung durch ein autorisiertes Ingenieurbüro erforderlich, um 

belasteten Bodenaushub von unbelastetem zu trennen und die Entsorgung des belasteten 

Bodenaushubes entsprechend den gesetzlichen Regelungen und Vorschriften zu gewähr-

leisten. Altlastenbezogene Beprobungen sind im Rahmen der Baugrunduntersuchungen in 

den altlastenrelevanten Bereichen sinnvoll. 

 

Die G.U.B. Ingenieur AG, Hauptniederlassung Zwickau wurde durch die Stadt Chemnitz mit 

der Baufeldfreimachung des Geländes beauftragt. Für die Teilfläche Fahrzeugwaschplatz 

„33-116/5“ (FS 2072/1) der Altlastenverdachtsfläche „Altstandort Hauptbahnhof 5 C“ (Altlas-

tenkennziffer 61240789) besteht gemäß Schreiben der oberen Bodenschutzbehörde der 

LDS weiterer Prüfbedarf. Zur Ermittlung der flächen- und tiefenmäßigen Ausdehnung der 

Altlast hat G.U.B. ein Erkundungsprogramm aufgestellt. Ziel ist die Erfassung der mit MKW 



und PAK belasteten Massen und die Belastungshöhe, die Festlegung des Entsorgungswe-

ges, die Ermittlung der Abbruch- u. Rückverfüllungsmengen und die dafür anfallenden Kos-

ten. Die Erkundung wurde durchgeführt, das Verwertungskonzept wurde erstellt und in der 

Entwurfsplanung berücksichtigt. Mit Bodenabtrag/-rückbau im Rahmen der Geländeregulie-

rung wird der Z 2-belastete Bereich beseitigt, die Altlastenverdachtsfläche kann dann, nach 

Abschluss der erforderlichen Sanierung (vollständige Dekontamination) der TF 09, aus dem 

Altlastenkataster entfernt werden – die Entscheidung darüber trifft die obere Umweltbehörde 

der Landesdirektion Sachsen. 

 

Durch die Stadt Chemnitz wurde eine Baugrundvoruntersuchung in Auftrag gegeben. Der 

Ergebnisbericht des Ingenieurbüros Eckert GmbH, Chemnitz liegt mit Stand 21.06.2015 vor. 

Neben der Bewertung der altlastenrelevanten Bereiche wurde eine Baugrunderkundung 

beauftragt. Als grundlegende Zielstellungen galten die Ermittlung der geologischen und hyd-

rogeologischen Situation, Feststellung der wesentlichen vorhabenrelevanten ingenieurgeo-

logischen Verhältnisse des Standortes sowie Herausstellung von für die Erschließung des 

Areals bauplanungsseitig kostenrelevanten Besonderheiten. 

 

Die Nutzung des Plangebietes als Gewerbegebiet ist bei den vorgefundenen Baugrundver-

hältnissen möglich, erfordern aber zumindest in Teilbereichen Mehraufwendungen. 

Den obersten natürlich gebildeten Baugrundhorizont stellen bindige pleistozäne Sedimente 

dar, welche von Hanglehm, Lößlehm, Auelehm und Terrassenlehm in wechselnden Verbrei-

tungen sowie Mächtigkeiten gebildet werden. Die Konsistenz der bindigen Böden wechselt 

zwischen breiig, weich, steif und halbfest, wobei nur halbfeste Böden eine genügende Trag-

fähigkeit aufweisen. Die Auffüllungen sind in Abhängigkeit vom vorliegenden Substrat erheb-

lich different tragfähig und streuen zwischen unzureichend bis gut.  

Sowohl der gewachsene Boden als auch die Auffüllungen genügen nur teilweise den Trag-

fähigkeitsansprüchen für die verkehrs- und medientechnische Erschließung sowie für die 

Errichtung von Hochbauten. Deshalb sind abschnittsweise Mehraufwendungen zur Herstel-

lung eines stabilen Baugrundes erforderlich. 

 

  



Bewertung 

Im Plangebiet liegen durch die Vornutzung als Bahngelände anthropogen überprägte Böden 

vor. Die Altlastenverdachtsflächen werden unter BELASSEN im SALKA geführt. Das 

Schutzgut Fläche, Boden ist daher bereits erheblich beeinträchtigt. Für eine Nachnutzung 

als Gewerbegebiet ist das Plangebiet geeignet. 

 

Prognose der Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung 

• Nachnutzung innerstädtischer Konversionsflächen für die gewerbliche Nutzung,  

• Vermeidung der Flächenneuinanspruchnahme, 

• Umsetzung einer nachhaltigen Siedlungsentwicklung, 

• bei Nutzung einer innerstädtische Brache liegt kein Eingriff in Natur- und Landschaft vor, 

• Anstieg der Vollversiegelung, Absinken teilversiegelter Flächen im Plangebiet, steigen-

der Anteil unversiegelter Flächen, 

• Sanierung von Bereichen mit Altlasten, gesonderte Entsorgung von belastetem Boden,  

• Herstellung eines stabilen Baugrundes 

 

Prognose der Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung bliebe die derzeitige Brachfläche des Produktenbahn-

hofs weiter bestehen. Es würde zu einem weiteren Verfall der Gebäude und zu einer weite-

ren Verdichtung ruderaler Gehölzbestände kommen.  

Die Innerstädtische Fläche würde weiterhin brach liegen. Bei bestehendem Bedarf an Ge-

werbeflächen müssten landwirtschaftliche Flächen in Anspruch genommen werden. Eine 

ressourcenschonende Nachnutzung von Brachflächen (Flächenrecycling) könnte nicht statt-

finden. Der zunehmende Flächenverbrauch könnte nicht eingedämmt werden. 

Der erheblich beeinträchtigte Umweltzustand würde erhalten bleiben. 

 

Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, zur Verringerung und zum Ausgleich 

• nachhaltige Siedlungsentwicklung durch Revitalisierung von Brachflächen, 

• gewerbegebietstypische Versiegelung mit GRZ 0,8, 

• Stellplätze und private Zuwegungen innerhalb der Gewerbegrundstücke sind in wasser-

durchlässiger Bauweise herzustellen, 

• in Bereichen von Grünflächen sind Böden durch vegetationsfähige Mutterböden zu er-

setzen, 

• bei Tiefbaumaßnahmen Trennung von belastetem und unbelastetem Bodenaushub, ge-

sonderte Entsorgung von belastetem Boden, gutachterliche Baubegleitung, 

• abschnittsweise Mehraufwendungen zur Herstellung eines stabilen Baugrundes, 



 

Fazit 

Bei Umsetzung der Planung sind bei Beachtung insbesondere des Umgangs mit belasteten 

Böden keine erheblichen planbedingten Umweltauswirkungen auf das Schutzgut Fläche, 

Boden zu erwarten. 

 

 

2.4 Schutzgut Wasser 
 

Beschreibung und Bewertung des derzeitigen Umweltzustandes 

Der Standort ist durch die langjährige intensive Nutzung zu Bahnbetriebszwecken als Um-

schlagplatz für Güter (Produktenbahnhof) vorbelastet.  

Es sind kein natürlicher Bodenaufbau und keine natürlichen Bodenwasserverhältnisse vor-

handen. Das Plangebiet ist durch Schotterflächen und Versiegelungen über anthropogenen 

Auffüllungen geprägt. Eine Versickerung von Oberflächenwasser ist im Bereich der Schot-

terflächen möglich. 

Im Plangebiet selbst sind keine oberirdischen Gewässer vorhanden. Eine direkte Ableitung 

von Oberflächenwasser in den Vorfluter erfolgt nicht. 

Überschwemmungsgebiete oder Trinkwasserschutzgebiete nach SächsWG sind vom Plan-

vorhaben nicht betroffen. Stoffliche Grundwasserbeeinträchtigungen sind nicht bekannt.  

 

Bewertung 

Im Plangebiet liegen durch die Vornutzung als Bahngelände anthropogen überprägte Böden 

mit reduzierter Wasseraufnahmefähigkeit vor. Das Schutzgut Wasser ist daher bereits er-

heblich beeinträchtigt. 

 

Prognose der Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung 

• Nachnutzung innerstädtischer Konversionsflächen für die gewerbliche Nutzung,  

• Vermeidung der Flächenneuinanspruchnahme, 

• Anstieg der Vollversiegelung, Absinken teilversiegelter Flächen im Plangebiet, steigen-

der Anteil unversiegelter Flächen, 

• durch gewerbegebietstypische Versiegelung mit GRZ 0,8 wird sich die Versickerungs-

leistung und Wasserspeicherung am Standort reduzieren, 

• unter Beachtung bedarfsabhängig ausgelegter Regenrückhaltesysteme (Stauraumka-

nal), die zu einer zeitlich verzögerten und gedrosselten Abgabe des anfallenden Regen-



wassers in den Sammler führen, ist mit keinen erheblichen planbedingten Auswirkungen 

auf Oberflächengewässer und den Hochwasserschutz zu rechnen, 

• Schmutzwasser kann in vorhandenen Sammler in der August-Bebel-Straße eingeleitet 

werden, 

• bezüglich der planbedingten Auswirkungen auf das Grundwasser ist mit keinen erhebli-

chen Auswirkungen zu rechnen 

 

Durch die geplante Nutzung als Gewerbegebiet ist mit einer höheren Regenabflussmenge 

als bisher zu rechnen. Ein Entwässerungskonzept wurde im Auftrag der Stadt Chem-

nitz/ESC durch ein Ingenieurbüro erstellt. Das Niederschlagsentwässerungskonzept sieht 

vor, in der Erschließungsstraße einen Stauraumkanal anzulegen mit gedrosseltem Abfluss 

in den Kanal August-Bebel-Straße. Damit kann das anfallende Oberflächenwasser der ge-

planten Verkehrsflächen sowie der Gewerbeflächen gedrosselt abgeleitet werden. Die 

Schmutzwasserentsorgung kann über die bestehenden Entwässerungsanlagen des ESC 

erfolgen. 

 

Prognose der Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung bliebe die derzeitige Brachfläche des Produktenbahn-

hofs weiter bestehen. Es würde zu einem weiteren Verfall der Gebäude und zu einer weite-

ren Verdichtung ruderaler Gehölzbestände kommen.  

Die innerstädtische Fläche würde weiterhin brach liegen. Bei bestehendem Bedarf an Ge-

werbeflächen müssten landwirtschaftliche Flächen in Anspruch genommen werden. Eine 

ressourcenschonende Nachnutzung von Brachflächen (Flächenrecycling) könnte nicht statt-

finden. Böden mit ungestörter Wasseraufnahmefähigkeit müssten genutzt werden. 

Der erheblich beeinträchtigte Umweltzustand im Plangebiet würde erhalten bleiben. 

 

Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, zur Verringerung und zum Ausgleich 

• nachhaltige Siedlungsentwicklung durch Revitalisierung von Brachflächen, 

• gewerbegebietstypische Versiegelung mit GRZ 0,8, 

• Stellplätze und private Zuwegungen innerhalb der Gewerbegrundstücke sind in wasser-

durchlässiger Bauweise herzustellen, damit Herstellung versickerungsfähiger Bereiche, 

• in Bereichen von Grünflächen sind Böden durch vegetationsfähige Mutterböden zu er-

setzen, damit bessere Aufnahme von Oberflächenwasser im Plangebiet, 

• Plangebiet wird an die öffentliche Abwasserentsorgung angeschlossen  

• Schmutzwasser kann in vorhandenen Sammler in der August-Bebel-Straße eingeleitet 

werden, 



• Drosselung des Oberflächenwasseranfalls durch Stauraumkanal in der Planstraße, ge-

drosselte Ableitung des Oberflächenwassers in vorhandenen Sammler 

 

Fazit 

Bei Umsetzung der Planung sind bei Drosselung des anfallenden Oberflächenwassers keine 

erheblichen planbedingten Umweltauswirkungen auf das Schutzgut Wasser zu erwarten. 

 

 

2.5 Schutzgut Landschaft 
 

Beschreibung und Bewertung des derzeitigen Umweltzustandes 

Das Plangebiet befindet sich in innerstädtischer Lage. Benachbart sind der Stadtteil Son-

nenberg, der städtebaulich entwickelt werden soll (Städtebaulicher Rahmenplan „Sonnen-

berg-Nord“) sowie der Hauptbahnhof der Stadt Chemnitz.  

Durch den maroden Gebäudebestand und den zunehmenden Gehölzaufwuchs ist das 

Stadt- und Landschaftsbild in diesem Bereich sehr stark gestört. 

Das Plangebiet befindet sich gemäß der Naturraumgliederung der Stadt Chemnitz innerhalb 

der Raumeinheit „Chemnitz-Mitte“. Auf Grund der Vornutzung ist das Plangebiet im Land-

schaftsplan als Baufläche/Bahnfläche dargestellt. Die Fläche befindet sich in einer verkehrs- 

und siedlungsstrukturell umschlossenen innerstädtischen Lage von geringer landschaftsäs-

thetischer Wertigkeit. Das Landschaftsbild innerhalb des Plangebietes ist gekennzeichnet 

durch Offenlandstrukturen mit einer ruderalen Brachenvegetation, aber auch ruinösen Bau-

ten des ehemaligen Bahnbetriebes. 

 

Bewertung 

Das Plangebiet stellt durch die Vornutzung als Bahnfläche keinen natürlich gewachsenen 

Landschaftsbestandteil dar. Durch die Aufgabe der Nutzung und den Verfall der Gebäude 

mit einsetzender Sukzession ist das Landschaftsbild stark gestört. Das Schutzgut Land-

schaft ist daher bereits erheblich beeinträchtigt. 

 

Prognose der Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung 

• nachhaltige Siedlungsentwicklung durch Revitalisierung von Brachflächen, 

• Erhaltung von Landschaftsräumen außerhalb der bebauten Siedlungsbereiche durch 

Nachnutzung innerstädtischer Brachflächen, 

• Beseitigung von ruinöser Bausubstanz und spontanem Gehölzaufwuchs, 

• Verbesserung des Stadt- und Landschaftsbildes, 



• Errichtung der Umgebung angepasster Gebäude und standortgerechte Grünordnung in 

den Gewerbegebieten 

 

Prognose der Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung bliebe die derzeitige Brachfläche des Produktenbahn-

hofs weiter bestehen. Es würde zu einem weiteren Verfall der Gebäude und zu einer weite-

ren Verdichtung ruderaler Gehölzbestände kommen.  

Die innerstädtische Fläche würde weiterhin brach liegen. Eine ressourcenschonende Nach-

nutzung von Brachflächen (Flächenrecycling) könnte nicht stattfinden. Das Stadtbild würde 

durch das weitere Fortschreiten des Verfalls zunehmend verschlechtert. 

Der erheblich beeinträchtigte Umweltzustand im Plangebiet würde erhalten bleiben. 

 

Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, zur Verringerung und zum Ausgleich 

• Erhaltung stadtbildprägender Gehölzbestände entlang der Dresdner Straße, 

• Festsetzung zur Anpflanzung von Bäumen und Sträuchern in den Gewerbegrundstücken 

zur Sicherung der Begrünung des Plangebietes, 

• durch festgesetzte Höhenbegrenzung Einfügung in die Umgebung, 

• durch offene Bebauung Durchblicke zu den Gleisanlagen des Bahnhofs möglich, 

• lagebedingt keine Fernwirkung des Plangebietes 

 

Fazit 

Bei Umsetzung der Planung sind keine erheblichen planbedingten Umweltauswirkungen auf 

das Schutzgut Landschaft zu erwarten. In Bezug auf das Stadtbild ist eine wesentliche Ver-

besserung zu erwarten. 

 

 

2.6 Schutzgut Kultur- und sonstige Sachgüter 
 

Beschreibung und Bewertung des derzeitigen Umweltzustandes 

Das Plangebiet befindet sich im Bereich des ehemaligen Produktenbahnhofs. Auf dem Ge-

lände sind Kulturdenkmale nach § 2 Sächsisches Denkmalschutzgesetz erhalten. Das ehe-

malige Zollgebäude und der ehemalige Güterschuppen im westlichen Bereich des Plange-

bietes stehen unter Denkmalschutz. Bei diesen Gebäuden handelt es sich um die letzten 

erhaltenen Zeugen des Produktenbahnhofs - einer verkehrsgeschichtlich bedeutsamen Ge-

samtanlage. Weitere Güterschuppen, die nicht mehr unter Denkmalschutz stehen, sind in 

einem sehr schlechten baulichen Zustand. 



Die archäologische Relevanz des Plangebietes belegen archäologische Kulturdenkmale aus 

dem Umfeld, die nach § 2 SächsDSchG Gegenstand des Denkmalschutzes sind. Aufgrund 

der archäologischen Relevanz des Gebietes besteht Genehmigungspflicht für alle Erdarbei-

ten. 

 

Bewertung 

Durch die Aufgabe der Nutzung innerhalb des Produktenbahnhofs sind Kultur- und Sachgü-

ter dem Verfall preisgegeben. Innerstädtische Bauflächen liegen brach. 

 

Prognose der Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung 

• nachhaltige Siedlungsentwicklung durch Revitalisierung von Brachflächen, 

• Erhaltung und Nachnutzung von Kulturdenkmalen, 

• Schaffung neuer Sachwerte durch Ansiedlung von Gewerbetrieben im Plangebiet, 

• Abriss maroder, nichtnachnutzbarer Bausubstanz, 

• brachgefallene Flächen wieder einer Nutzung zuführen 

 

Prognose der Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung bliebe die derzeitige Brachfläche des Produktenbahn-

hofs weiter bestehen. Es würde zu einem weiteren Verfall der Gebäude und zu einer weite-

ren Verdichtung ruderaler Gehölzbestände kommen.  

Die innerstädtische Fläche würde weiterhin brach liegen. Die Erhaltung von Kulturdenkma-

len und die Schaffung neuer Sachwerte könnte nicht erfolgen. 

Der erheblich beeinträchtigte Umweltzustand im Plangebiet würde erhalten bleiben. 

 

Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, zur Verringerung und zum Ausgleich 

• Erhaltung von Kulturdenkmalen der Verkehrsentwicklung, 

• Nachnutzung einer stadtgeschichtlich bedeutsamen Fläche, die ehemals dem Güterum-

schlag diente, für die gewerbliche Wirtschaft, 

• Schaffung der planerischen Voraussetzungen für die Ansiedlung von Gewerbebetrieben 

 

Fazit 

Bei Umsetzung der Planung sind keine erheblichen planbedingten Umweltauswirkungen auf 

das Schutzgut Kultur- und Sachgüter zu erwarten. Kultur- und Sachgüter werden erhalten 

bzw. neu geschaffen. 

 

 



2.7 Schutzgut Klima  
 

Beschreibung und Bewertung des derzeitigen Umweltzustandes 

Hinsichtlich des Schutzgutes Klima ist das Plangebiet in der Klimaökologischen Bewertung 

des Flächennutzungsplanes auf der Klimafunktionskarte als Bahnanlagenklimatop und auf 

der Planungshinweiskarte als bebautes Gebiet mit mittlerer Klimarelevanz dargestellt. 

Das Gebiet ist geprägt durch eine geringe Luftfeuchtigkeit und durch eine Luftleitbahn. Das 

Grundstück ist windoffen und gut durchlüftet. 

Bedingt durch das hohe Verkehrsaufkommen sind im Straßenrandbereich der August-Bebel-

Straße und der Dresdner Straße im Jahresmittel folgenden Luftschadstoffkonzentrationen zu 

verzeichnen:  NO2:  20 - 25 �g/m3 

PM 10:  20 - 24 �g/m3. 

Die Immissionsgrenzwerte für NO2 und PM 10 nach der 39. BImSchV zum Schutz der 

menschlichen Gesundheit werden damit nicht überschritten. Bei austauscharmen Strah-

lungswetterlagen unterliegt das Stadtgebiet zudem erhöhten Inversionsbelastungen. 

Vom Plangebiet selbst gehen aufgrund der eingestellten Nutzung derzeit keine schädlichen 

Emissionen aus. 

 

Bewertung 

Insbesondere durch die umgebenden Verkehrsflächen besteht eine erhebliche Beeinträchti-

gung der Schutzgutes Luft. Die bestehende Durchlüftung des Gebietes ist bei der weiteren 

Planung zu sichern. 

 

Prognose der Entwicklung des Umweltzustandes bei Durchführung der Planung 

• nachhaltige Siedlungsentwicklung durch Revitalisierung von Brachflächen, 

• gewerbegebietstypische Überbauung der Grundstücke, 

• standortgerechte Begrünung der nichtüberbauten Grundstücksflächen, 

• keine abriegelnde Bebauung der Bebauung,  

• Sicherung des horizontalen Luftaustauschs,  

• Ausstoß von Emissionen in für die Umgebung verträglichem Umfang, 

• Einsatz von klimafreundlichen Heizsystemen, 

 

Prognose der Entwicklung des Umweltzustandes bei Nichtdurchführung der Planung 

Bei Nichtdurchführung der Planung bliebe die derzeitige Brachfläche des Produktenbahn-

hofs weiter bestehen. Es würde zu einem weiteren Verfall der Gebäude und zu einer weite-

ren Verdichtung ruderaler Gehölzbestände kommen.  



Die innerstädtische Fläche würde weiterhin brach liegen. Für Luft und Klima würden sich 

dadurch keine wesentlichen Auswirkungen ergeben. 

Der erheblich beeinträchtigte Umweltzustand im Plangebiet würde erhalten bleiben. 

 

Geplante Maßnahmen zur Vermeidung, zur Verringerung und zum Ausgleich 

• Einhaltung der festgesetzten Grundflächenzahl von 0,8 (GRZ), 

• standortgerechte Begrünung der nichtüberbauten Grundstücksflächen, 

• bei Umsetzungen der festgesetzten offenen und abweichenden Bauweise keine abrie-

gelnde Bebauung, Sicherung des horizontalen Luftaustauschs,  

• Umsetzung von klimafreundlichen Maßnahmen z. B. Nutzung von Solaranlagen, CO2 – 

neutrale bzw. CO2 – reduzierte Heizsysteme, 

• Ausschluss von Betrieben mit staubentwickelnden Gütern, 

• zum Schutz vor schädlichen Umwelteinflüssen und zur Sicherung der Reinhaltung der 

Luft sind Betriebe und Anlagen nach dem aktuellen Stand der Technik zu betreiben, 

• Nachweis der Umweltverträglichkeit der Unternehmen ist auch im Bauantrag zu führen, 

• während der Bauphase sind geeignete Maßnahmen zur Staubverringerung und -bindung 

zu ergreifen (z.B. kontinuierliche Straßenreinigung, Befeuchtung der Baustelle zur 

Staubbindung, zügiges Durchführen dieser Arbeiten) 

 

Fazit 

Bei Umsetzung der Planung sind keine erheblichen planbedingten Umweltauswirkungen auf 

das Schutzgut Luft und Klima zu erwarten.  

 

 

2.8 Wechselwirkungen 
 

Zu berücksichtigen sind Wechselwirkungen zwischen den Umweltmedien/Schutzgütern Tie-

re, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wirkungsgefüge zwischen ihnen. Weiter-

hin sind die Schutzgüter Landschaft und biologischer Vielfalt, Mensch und Gesundheit sowie 

die Bevölkerung insgesamt und Kultur- und sonstige Sachgüter einzubeziehen. 

Prinzipiell besteht zwischen den genannten Schutzgütern und Umweltmedien ein vielfältiges 

und komplexes Wirkungsgefüge. In dieses Gefüge wird das geplante Vorhaben zwangsläu-

fig eingreifen und es wird zu Veränderungen kommen. 

 



Durch die langjährige intensive Nutzung des Plangebietes zu Bahnbetriebszwecken (Pro-

duktenbahnhof) besteht eine erhebliche Vorbelastung des Standortes insbesondere bei den 

Schutzgütern Boden, Wasser, Mensch und Gesundheit, Landschaft, Kultur- und Sachgüter. 

Bei Einhaltung und Umsetzung der planungsrechtlichen Festsetzung des Bebauungsplans 

sind keine erheblichen planbedingten Umweltauswirkungen zu erwarten. Durch die Festset-

zungen werden die immissions-, denkmal-, boden-, wasser-, arten- und klimaschutzrechtli-

chen Belange berücksichtigt. 

Die Nutzung innerstädtischer Brachflächen vermeidet die Neuinanspruchnahme von Flä-

chen (Eingriffe in Schutzgut Boden) an anderer Stelle. Durch Beräumung einer Brachfläche 

erfolgt die Verbesserung des Landschaftsbildes. Durch die Neuanlage eines Gewerbegebie-

tes werden Sachgüter neu geschaffen. 

Durch die Entwicklung eines Gewerbegebietes wird der Lebensraum für Pflanzen und Tiere 

in diesem innerstädtischen Bereich allerdings eingeschränkt. 

Der Eingriff in das Schutzgut Tiere wird verringert, da es sich zumeist um im Stadtgebiet 

häufig vorkommende Arten handelt. Für andere Arten werden Ersatzlebensräume geschaf-

fen. Der Verlust an Pflanzen wird durch Begrünungsmaßnahmen vorwiegend in den Grund-

stücken kompensiert. 

Unter Beachtung der Vermeidungs-, Minimierungs- und Ersatzmaßnahmen ist die Entwick-

lung eines Gewerbegebietes an der Dresdner Straße ohne erhebliche Wechselwirkungen 

zwischen den Schutzgütern umsetzbar. 

 

 

2.9 Vermeidung von Emissionen/Umgang mit Abfällen und Abwässern 
 

Ausführliche Darstellungen und Bewertungen hinsichtlich Emissionen und Luftreinhaltung 

wurden in den vorherigen Kapiteln bereits vorgenommen.  

Bezüglich der Lärmemissionen wurden eine, auf die umgebenden schutzwürdigen Nutzun-

gen abgestimmte Geräuschkontingentierung für die Gewerbegebiete auf Grundlage einer 

Schallimmissionsprognose vorgenommen. Mit dem Bauantrag/der Bauanzeige ist zur Ermitt-

lung der Gewerbelärmimmissionen ein qualifiziertes Sachverständigengutachten zum 

Nachweis der Einhaltung der schallschutztechnischen Festsetzungen des Bebauungsplanes 

Nr. 96/21 „Gewerbegebiet Dresdner Straße“ vorzulegen. 

Gesetzlich vorgegebene Richtlinien und Verordnungen (z.B. Immissionsschutz) sind ent-

sprechend zu beachten und im Genehmigungsverfahren anzuwenden. 

 

Das Plangebiet wird an die öffentliche Abwasserentsorgung angeschlossen. Das Schmutz-

wasser kann in den vorhandenen Sammler in der August-Bebel-Straße eingeleitet werden. 



Die Drosselung des Oberflächenwassers erfolgt durch einen Stauraumkanal in der Plan-

straße. Die gedrosselte Ableitung des Oberflächenwassers erfolgt in den vorhandenen 

Sammler in der August-Bebel-Straße. Gewerbliche Abwässer sind gesondert zu entsorgen. 

 

Bezüglich Abfallentsorgung und Abfallvermeidung gelten die gesetzlichen Regeln und Stan-

dards. Die zuständigen Ver- und Entsorger wurden im Aufstellungsverfahren beteiligt. Auf 

der Ebene der Baugenehmigungsverfahren sind erforderliche Verträge abzuschließen. 

 

Entsprechend der vorgesehenen Nutzung sind bei Einhaltung der Festsetzungen keine er-

heblichen Umweltauswirkungen hinsichtlich Emissionen, Abfälle und Abwässer zu erwarten.  

 

 

2.10 Nutzung von Energie 
 

Das Plangebiet liegt außerhalb des Vorranggebietes Fernwärmeversorgung. Die Energieer-

zeugung für Heizung- und Warmwasser erfolgt am Standort. Die Verordnung über energie-

sparenden Wärmeschutz und energiesparende Anlagentechnik bei Gebäuden (Energieein-

sparverordnung) ist in der jeweils gültigen Fassung zu berücksichtigen und umzusetzen. 

Eine sparsame und effiziente Nutzung von Energie zur Versorgung der geplanten Gewerbe-

gebäude ist aus betriebswirtschaftlichen Erwägungen und umweltschützenden Erfordernis-

sen heraus selbstverständlich.  

Gemäß den bauordnungsrechtlichen Festsetzungen sind Sonnenkollektoren und Fotovolta-

ikanlagen auf den Dächern und Wandflächen zulässig. 

 

 

2.11 Risiken durch Katastrophen 
 

In der Umgebung des Plangebietes sind gewerbliche Nutzungen, Wohn- und Mischgebiete 

sowie Verkehrs- und Bahnbetriebsanlagen vorhanden. 

Der Bebauungsplan weist ein Gewerbegebiet aus. Damit könnten sich auch Betriebe ansie-

deln, die der Störfall-Verordnung (12. BlmSchV) unterliegen. Die Zulässigkeit einer Be-

triebsansiedlung ist dann in einem Genehmigungsverfahren nach BlmSchG zu prüfen. 

 

 

2.12 Prüfung anderweitiger Planungsmöglichkeiten und Standortalternativen 
 



Die Ausweisung von Gewerbeflächen ist grundsätzlich im gesamten Stadtgebiet möglich. In 

den Jahren seit 1990 wurden zahlreiche Gewerbeflächen unter Inanspruchnahme von land-

wirtschaftlichen Flächen entwickelt. Um die Flächenneuinanspruchnahme zu reduzieren 

sollen nun verstärkt innerstädtische Brachflächen revitalisiert werden. Damit wird auch den 

Grundsätzen und Zielen des Landesentwicklungsplans Sachsen (LEP 2013) entsprochen: 

G 2.2.1.1 Die Neuinanspruchnahme von Freiflächen für Siedlungs- und Verkehrszwecke soll 

in allen Teilräumen Sachsens vermindert werden. 

Z 2.2.1.7 Brachliegende und brachfallende Bauflächen, insbesondere Gewerbe-, Industrie-, 

Militär- und Verkehrsbrachen sowie nicht mehr nutzbare Anlagen der Landwirtschaft, sind zu 

beplanen und die Flächen wieder einer baulichen Nutzung zuzuführen, wenn die Marktfä-

higkeit des Standortes gegeben ist und den Flächen keine siedlungsklimatische Funktion 

zukommen.  

 

Diesem Anspruch zur Umsetzung eines nachhaltigen Flächenmanagements sowie zum 

Schutz des Außenbereichs vor baulicher Inanspruchnahme wird die vorliegende Planung, 

die zur Nachnutzung einer Bahnbrache durch ein Gewerbegebiet dienen soll, im besonde-

ren Maße gerecht. Nach der Freistellung von Bahnbetriebszwecken und der Überführung 

der Grundstücke in das Eigentum der Stadt Chemnitz bietet sich hier die Möglichkeit, diese 

innerstädtische Brachfläche des ehemaligen Produktenbahnhofs als Potenzial für die Ent-

wicklung neuer kommunaler Gewerbegebietsflächen für mittelständisches Gewerbe und 

Handwerk einer Nachfolgenutzung zuzuführen. Insofern wurden zur Standortrevitalisierung 

für die gewerbliche Entwicklung keine alternativen Flächen in Betracht gezogen. 

Es wurden im Rahmen der Voruntersuchungen Varianten zur Verkehrserschließung des 

Plangebietes mit Anbindung an die Dresdner Straße bzw. August-Bebel-Straße untersucht. 

In diesem Zusammenhang wurde ebenfalls eine verkehrstechnische Bemessung der Kno-

tenpunkte zur Anbindung an das Vorrangnetz durchgeführt.  

Die Erschließung des Plangebietes durch die Anlage einer Stichstraße ausgehend von der 

Dresdner Straße wurde schließlich favorisiert, weil die Anlage einer Gebietszufahrt aus to-

pografischen und verkehrstechnischen Aspekten hier am vorteilhaftesten ist.  

Die Gebietszufahrt von der August-Bebel-Straße ist dagegen problematisch, weil die Auf-

nahme weiterer Verkehrsströme im Bereich Thomas-Mann-Platz insbesondere für Linksab-

bieger nicht gegeben ist. Darüber hinaus ist an der August-Bebel-Straße die Trassenfreihal-

tung Chemnitzer Modell Stufe 3 zu berücksichtigen. 



3.  Eingriffe in Boden, Natur und Landschaft 
 

Durch die geplante Bebauung findet kein kompensationspflichtiger Eingriff statt. Ziel der 

Planung ist die Wiedernutzbarmachung von Brachflächen. 

Das Plangebiet stellt eine Fläche im Siedlungsbereich dar, die durch die frühere Nutzung als 

Produktenbahnhof bereits eine bauliche Prägung durch Gebäude, Gleisanlagen sowie Ver-

kehrs- und Lagerflächen aufweist. 

Daher erübrigen sich Berechnungen nach der im Freistaat Sachsen auf Grundlage des Lan-

desentwicklungsplans vorzugsweise anzuwendenden Methode zur Ermittlung des Kompen-

sationsbedarfs „Handlungsempfehlung zur Bewertung und Bilanzierung von Eingriffen im 

Freistaat Sachsen“ und daraus resultierende Kompensationsfestsetzungen im oder außer-

halb des Plangebiets. 

 

 

4.  Zusätzliche Angaben 

4.1 Technische Verfahren / Schwierigkeiten der Informationszusammenstellung 
 

Die Bewertungen und Prognosen basieren auf dem gegenwärtigen Kenntnisstand zum Vor-

haben und sie wurden unter Berücksichtigung geltender Gesetzlichkeiten, der Ergebnisse 

der durchgeführten Ämterbeteiligung, der frühzeitigen Beteiligung der Behörden, der Gut-

achten zum Baugrund, zum Immissionsschutz und zum Artenschutz, der 2016 und 2018 

durchgeführten Bestandserfassung sowie der Begleitung des Vorhabens im Rahmen der 

Baufeldfreimachung durch G.U.B. Zwickau getroffen. 

Erhebliche Schwierigkeiten bei der Zusammenstellung der Umweltinformationen bestehen 

generell nicht.  

 

 

4.2 Maßnahmen zur Überwachung erheblicher Umweltauswirkungen 
 

Die Kontrolle der Plandurchführung, die tatsächliche Umsetzung der Festsetzungen sowie 

der umweltrelevanten Vorgaben besitzen eine Relevanz im Rahmen des Monitorings. 

Da die Stadt Chemnitz selbst als Bauherr fungiert obliegt ihr auch die Kontrolle der Umset-

zung der Festsetzungen sowie der umweltrelevanten Vorgaben. Die Umsetzung der Maß-

nahmen innerhalb der privaten Gewerbeflächen ist durch das Umweltamt der Stadt Chem-

nitz zu überwachen. 

 



5.  Allgemein Verständliche Zusammenfassung 
 

Z.1 Feststellung der UP-Pflicht / Screening 

 
• Aufstellung des Bebauungsplans Nr. 96/21 „Gewerbegebiet Dresdner Straße“ nach dem 

Baugesetzbuch in der Fassung der Bekanntmachung vom 03.11.2017 (BGBl. I S. 3634), 

• nach § 245c BauGB können Verfahren nach den vor dem 13.05.2017 geltenden Rechts-

vorschriften abgeschlossen werden, wenn die Beteiligung der Behörden nach § 4 Abs. 1 

BauGB vor dem 16.05.2017 eingeleitet worden ist,  

• Beteiligung der Behörden nach § 4 Abs. 1 BauGB erfolgte vom 03.03. bis 02.04.2015, 

• gem. §2 Abs. 4 Satz 1 BauGB muss die Gemeinde die voraussichtlichen erheblichen 

 Umweltauswirkungen der Planung ermitteln, 

• Umweltbelange sind im Umweltbericht gemäß Anlage 1 BauGB zu beschreiben und zu 

 bewerten, 

• Gemeinde legt Umfang und Detaillierungsgrad der Umweltprüfung gem. §2 (4) BauGB

 fest 

 

Z.2 Untersuchungsinhalte und –umfang 

 
Zu betrachten sind erhebliche Auswirkungen des Vorhabens auf folgende Schutzgüter: 

• Tiere, Pflanzen, Boden, Wasser, Luft, Klima und das Wirkungsgefüge, 

• Landschaft und biologischer Vielfalt, 

• den Menschen und seine Gesundheit sowie die Bevölkerung insgesamt und 

• Kultur- und sonstige Sachgüter. 

 

Gutachten 

Der für den Bebauungsplan „Gewerbegebiet Dresdner Straße“ zu erstellende Umweltbericht 

gemäß BauGB wird durch folgende vorliegende Gutachten untersetzt: 

• Ergebnisbericht zur Baugrundvoruntersuchung des Ingenieurbüros Eckert 

GmbH, Chemnitz vom 21.06.2015 

• Spezielle artenschutzrechtliche Prüfung (saP) der igc Ingenieurgruppe Chemnitz 

GbR, Stand 08.10.2015 

• Schalltechnisches Gutachten des Ingenieurbüros Ulbricht GmbH, Chemnitz, Stand 

26.04.2018 

 

 



Z.3 Inhalt und Ziele des Bebauungsplans 

 
Planungsabsicht, Standort, Flächengröße 

Das Plangebiet befindet sich in innenstadtnaher Lage im Nordosten des Stadtteils Chem-

nitz-Zentrum. Die Fläche war Teil des Chemnitzer Hauptbahnhofs und diente der Abferti-

gung und Lagerung von Gütern (ehemaliger Produktenbahnhof). Das Plangebiet wird durch 

das Bahngelände sowie die August-Bebel-Straße und die Dresdner Straße begrenzt.  

 

Ziel des Bebauungsplans ist die Nachnutzung einer innerstädtischen Brachfläche zur Ent-

wicklung kommunaler Gewerbeflächen. Am Standort sollen überwiegend mittelständische 

Gewerbe- und Handwerksbetriebe angesiedelt werden. Es sollen Grundstücksgrößen von 

ca. 2.500 bis 6.000 m² bereitgestellt werden. 

Die Umsetzung der Planung dient somit der Reduzierung der Flächeninanspruchnahme von 

Außenbereichsflächen und der Attraktivitätssteigerung des Standortes am Übergang von der 

Innenstadt zum Stadtteil Sonnenberg.  

 

Die Verkehrserschließung des Plangebietes basiert auf einer Vorplanung der ITP Ingenieur-

büro Tiefbauplanung GmbH, Lichtenstein. Die Erschließung des Plangebietes erfolgt durch 

die Anlage einer Stichstraße ausgehend von der Dresdner Straße.  

Im Bereich der August-Bebel-Straße werden Flächen für den Ausbau des Chemnitzer Mo-

dells Stufe 3 freigehalten.  

 

Der Geltungsbereich umfasst die Flurstücke 1160/10, 1160/13, 1160/14, 1160/36, 1160/37, 

1160/38, 1160/39, 1160/42, 1160/64, 1160/65 (Teilfläche), 1160/75, 1160/76, 2070/1, 

2070/2, 2072/1, 2072/2, 2072/3, 2072d der Gemarkung Chemnitz. 

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst eine Fläche von ca. 7,4 ha. 

 

Der Aufstellungsbeschluss für den Bebauungsplan wurde am 16.09.2014 (Beschluss-Nr. B-

279/2014) durch den Planungs-, Bau- und Umweltausschuss neu gefasst. 

 

Art und Maß der baulichen Nutzung 

• Festsetzung als Gewerbegebiet nach § 8 BauNVO 

• Lärmkontingentierung in den Baugebieten 

• Ausschluss von Einzelhandelsbetrieben entsprechend dem Einzelhandels- und Zentren-

konzept für die Stadt Chemnitz (Beschluss B-261/2016 vom 07.12.2016) 

• Maß der baulichen Nutzung GRZ 0,8 / GFZ 2,4 

• Gebäudehöhe GE 1 – max. 12 m, GE 2 bis GE 4 – max. 15 m 



 

Wesentliche Maßnahmen zum Umweltschutz 

• Nachnutzung einer innerstädtischen Brachfläche, keine Flächenneuinanspruchnahme, 

• Vermeidung von Verbotstatbeständen nach § 44 BNatSchG, 

• Schaffung von Ersatzquartieren für Vögel und Fledermäuse im Plangebiet, 

• Schaffung von Ersatzquartieren für Vögel außerhalb des Plangebietes, 

• Erhaltung und Neuanpflanzung von Gehölzen, 

• Gedrosselte Ableitung des Oberflächenwassers, 

• Lärmkontingentierung in den Baugebieten, 

• Verbesserung des Stadt- und Landschaftsbildes 

 
  



Z.4 Beschreibung und Bewertung der ermittelten Umweltauswirkungen 

 

Auswirkungen auf die Schutzgüter 

zu prüfende Schutzgüter derzeitiger Umweltzustand Prognose Umweltzustand  

Mensch und Gesundheit erheblich beeinträchtigt 

intensive Vornutzung zu 
Bahnbetriebszwecken, 
marode Bausubstanz, 
Verkehrslärm 

bei Beachtung der Lärm-
kontingentierung keine er-
heblichen planbedingten 
Umweltauswirkungen 

Tiere und Pflanzen,  
biologische Vielfalt 

beeinträchtigt  

intensive Vornutzung zu 
Bahnbetriebszwecken, 
ruderaler Gehölzaufwuchs 
und marode Bausubstanz 
als innerstädtischer Le-
bensraum  

bei Einhaltung von Vermei-
dungsmaßnahmen, Schaf-
fung von Ersatzlebensräu-
men sowie Erhaltung und 
Anpflanzung von Gehölzen 
keine erheblichen planbe-
dingten Umweltauswirkun-
gen 

Fläche/Boden erheblich beeinträchtigt 

Böden durch Vornutzung 
anthropogen überprägt, 
Versiegelung, Altlasten 

bei Sanierung belasteter 
Bereiche keine erheblichen 
planbedingten Umweltaus-
wirkungen 

Wasser erheblich beeinträchtigt 

intensive Vornutzung zu 
Bahnbetriebszwecken, 
Versiegelung, reduzierte 
Wasseraufnahmefähigkeit 

bei Drosselung des Re-
genwasserabflusses keine 
erheblichen planbedingten 
Umweltauswirkungen 

Landschaft erheblich beeinträchtigt 

Brache mit negativen Aus-
wirkungen auf das Stadtbild 

positive planbedingte Um-
weltauswirkungen durch 
Beseitigung einer Brache 

Kultur und Sachgüter erheblich beeinträchtigt 

ungenutzte innerstädtische 
Entwicklungsflächen, 
Verfall von Kultur- und 
Sachgütern 

positive planbedingte Aus-
wirkungen durch Schaffung 
von Sachgütern, 
Erhaltung denkmalge-
schützter Gebäude 

Klima und Luft  beeinträchtigt 

Luftqualität durch Ver-
kehrsanlagen beeinträchtigt 

bei Einhaltung der festge-
setzten Nutzungen keine 
erheblichen planbedingten 
Umweltauswirkungen 

 



Insgesamt ist bei Berücksichtigung aller Maßgaben der Umweltprüfung und der Einhaltung 

der Festsetzungen des Bebauungsplans mit keinen erheblichen, planbedingten Umweltaus-

wirkungen zu rechnen.  

 
 

6.  Erklärung  
 

Auf der Grundlage von § 10 a BauGB ist dem Bauleitplan nach Beschlussfassung eine 

zusammenfassende Erklärung beizufügen, in der Angaben zur Art und Weise der Berück-

sichtigung der Umweltbelange, der Ergebnisse der Öffentlichkeits- und Behördenbeteiligung 

und der geprüften anderweitigen Planungsmöglichkeiten enthalten sind. Außerdem ist darin 

zu erläutern, aus welchen Gründen der Plan nach Abwägung mit den geprüften, in Betracht 

kommenden anderweitigen Planungsmöglichkeiten gewählt wurde. Die Erklärung ist mit 

Bekanntmachung zur Einsicht bereitzuhalten (§ 10 a BauGB).  
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